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Schweizer 
Franken adé

m Finanzausschuss brach-
te es Professor Wim Kösters vom 
Rheinisch-Westfälischen Institut 
für Wirtschaftsforschung (RWI) 
auf den Punkt: Finanzgeschäfte 
mit anderen Währungen sind 
Spekulation. Selbst die Entschei-
dung, daraus auszusteigen, 
bleibt Spekulation.  Da ein Ende 
mit Schrecken besser ist als ein 
Schrecken ohne Ende, unter-
stützte DIE LINKE den Ausstiegs-
beschluss.

Paß stimmt grün-
linkem Antrag zu 

Im Januar beschloss die 
Große Koalition im Rat die voll-
ständige Übertragung der Aufga-
be der Offenen Ganztagsschule 
(OGS) auf die Jugendhilfe 
gGmbH. DIE LINKE kritisierte 
dies und forderte eine Fachde-
batte im Jugendhilfeausschuss, 
wie es sonst üblich ist. Das wur-
de abgelehnt. Daraufhin bean-
tragten Grüne und LINKE im 
März, die Vor- und Nachteile ei-
ner Rückführung des OGS in die 
Verwaltung zu prüfen. Die Perso-
nalversammlung der Stadt sah 
das ähnlich, und so musste OB 
Paß dem grün-linken Antrag im 

Rat zustimmen, wollte er nicht 
seine Belegschaft vor den 
Kopf stoßen. Diesen Part ha-
ben dann CDU und SPD über-
nommen.

Neue Städte-
partnerschaften

Essen hat zwei neue Städ-
tepartnerschaften mit Zabrze 
(Polen) und Changzhou (China). 
DIE LINKE stimmte beiden zu. 
Sie hält die Partnerschaft mit 
Changzhou für eine besondere 
Herausforderung. Denn ange-
sichts der Unterdrückung demo-
kratischer und individueller 
Rechte in China dürfte der sonst 
übliche zivilgesellschaftliche 
Austausch schwierig werden. Im 
Vorfeld hatte die Beflaggung des 
Rathauses mit der Flagge der 
nicht anerkannten tibetischen 
Exilregierung angesichts des Jah-
restages des Tibetaufstandes für 
Aufsehen gesorgt.

	Von	Gabriele	
Giesecke

Damit ist 
das Ende 
der Fahnen-
stange aber 
noch nicht 
e r r e i c h t . 
Teuer zu 
s t e h e n 

k o m m e n 
Essen 450 
Mil l ionen 
Euro, die 
als Kredite 

in Schwei-
zer Franken 
au fgenom-
men wurden. 
Diese sollen 
im laufen-
den Jahr 
a b g e l ö s t 
w e r d e n , 
damit die 
Ve r l u s t e 
von 50 bis 
80 Millio-
nen Euro 
n i c h t 
n o c h 
höher 
a u s -
fallen. 

D a r ü -
ber hinaus 

zieht Regie-
rungspräs i -
dentin Anne 

Lütkes die Zügel 
an. Sie untersagte die Aufsto-
ckung eines Kredites für die 
städtische Holding EVV. Über 
die EVV wird der Verlustaus-
gleich für die EVAG abgewickelt. 
Ohne diesen Verlustausgleich 
kann die EVAG den Bus- und 
Bahnbetrieb nicht finanzieren.

Die Regierungspräsidentin legt 
Essen auch deshalb an die 
kurze Leine, weil sie sich bei 
verschiedenen Gelegenheiten 
übergangen fühlt. So wurde 
die Kostenüberschreitung beim 
RWE-Stadion (statt 32 nach 
aktuellem Stand 49 Millionen 

Immer	dramatischere	Züge	nimmt	die	Verschuldung	Essens	an.	Rund	83	Millionen	Euro	„Miese“	machte	die	Stadt	im	
Jahr	2014,	rund	doppelt	so	viel,	wie	sowieso	schon	als	Defizit	geplant	war.	Allein	bei	den	Gewerbesteuern	brachen	
die	Einnahmen	um	fast	32	Millionen	Euro	ein.	Damit	hat	Essen	erstmals	mehr	Schulden	als	Vermögenswerte	und	ist	

bilanziell	überschuldet.	Der	Schuldenberg	beträgt	rund	3	Milliarden	Euro.

tabel wirtschaf-
tende städtische 
Gesellschaften wie 
ALLBAU oder RGE 
führen jährlich 
ihren Gewinn an 
die Stadt ab und 
tragen so zur Ent-
lastung des städti-
schen Haushaltes 
bei.
Der Ausverkauf 
städtischer Betei-
ligungen verbietet 
sich aber auch, 
weil damit notwen-
dige Leistungen 

der Daseinsvorsorge erbracht 
werden. Von besonderer Bedeu-
tung für die Bürgerinnen und 
Bürger ist der Allbau. Über diese 
städtische Wohnungsbaugesell-
schaft hat die Stadt wichtige 
städtebauliche Entwicklungs-

Stadt verscherbelt jetzt
das Tafelsilber!

Droht Essen eine Troika? 

Die Ratsfrakti-
on DIE LINKE 
wies solche 
Überlegungen 
sofort zurück. 
Mit uns ist ein 
A u s v e r k a u f 
städtischen Ei-
gentums nicht 
zu machen, 
wenn damit 
Leistungen der 
öffentlichen Da-
seinsvorsorge 
erbracht wer-
den.
U n ü b e r l e g t e 
Privatisierungen können zudem 
nach hinten losgehen, solan-
ge die strukturellen Probleme 
nicht gelöst sind. Denn wenn 
die Verkaufserlöse aufgezehrt 
sind, steht Essen am Ende mit 
ganz leeren Händen da. Profi-

Euro) der Regierungspräsidentin 
erst durch den GVE-Skandal be-
kannt. Andere gigantomanische 
Projekte wie ein Messeumbau 
für 123 Millionen Euro konnten 
mit Unterstützung der Partei DIE 
LINKE in einem Bürgerentscheid 
abgewendet werden.

Gleichwohl drohen drastische 
Einschnitte in den Leistungen, 
die die Stadt und ihre Gesell-
schaften für die Essenerinnen 
und Essener erbringen. Nicht 
nur beim öffentlichen Nahver-
kehr. Reflexartig reagierte vor 
allem Thomas Kufen, Frakti-
onsvorsitzender und Oberbür-
germeisterkandidat der CDU, 
auf die desaströse Finanzlage. 
Er brachte Verkäufe von städ-
tischen Beteiligungen und Ein-
schnitte beim öffentlichen Per-
sonennahverkehr ins Gespräch. 

W.Freye ist OB-Kandidat
Große Einigkeit auf der Mitgliederversammlung der Essener LINKEN

Gabriele Giesecke ist Vor-
sitzende der Fraktion DIE 
LINKE. im Rat der Stadt 
Essen

Wenn es eine Überra-
schung bei der Mitglieder-
versammlung der Essener 
Linkspartei am 15. April 
2015 in der „Sternquelle“ 
im Südviertel gab, dann 
die, mit welcher Einmü-
tigkeit die Kandidatenkür 
stattfand: Mit 90 Prozent 
der Stimmen wurde der 
Werkzeugmacher und Be-
triebsratsvorsitzende Wolf-
gang Freye (60 Jahre) zum 
Kandidaten bei der Ober-
bürgermeisterwahl be-
stimmt.

Freye ist ein „alter Hase“ in der 
Essener Politik. Er war insge-
samt 10 Jahre Mitglied der Be-
zirksvertretung in Essen-West, 
fünf Jahre im Rat der Stadt Es-
sen und ist zurzeit Mitglied im 

Planungsausschuss des Essener 
Stadtrats und zugleich Frakti-
onsvorsitzender seiner Partei 
im Regionalverband Ruhr (RVR). 
„Das war eine gute Entschei-
dung“, kommentierte Sonja 
Neuhaus, Kreissprecherin, das 
Ergebnis. „Mit Wolfgang Freye 

haben  wir einen Kandidaten, 
der Erfahrung und Ideenreich-
tum vereint. Er wird von einer 
breiten Mehrheit der Partei ge-
tragen.“
Außerdem beschloss die Partei 
die sechs Themenfelder, die sie 
in den Mittelpunkt des Wahl-
kampfes stellen will: Die soziale 
Spaltung Essens wird genauso 
ein Thema sein wie der öffentli-
che Nahverkehr, der Flächenver-
brauch und die Bildung in Essen. 
Flüchtlinge sollen menschen-
würdig leben können und die öf-
fentlichen  Betriebe „vorbildlich 
geführt werden“, wie es in dem 
Papier heißt. So wolle die Par-
tei vor allem deutlich machen, 
„dass eine Politik des Sparens 
und der Durchwurstelei in Essen 
nicht alternativlos ist“, so Partei-
sprecher Michael Steinmann. 

Freye selbst er-
gänzt: „Ich möchte 
den vielen Essene-
rinnen und Essenern, 
die vom bisherigen OB 
enttäuscht sind und im CDU-
Kandidaten keine wählbare Al-
ternative sehen, die Möglichkeit 
geben, eine Person zu wählen, 
die eine andere, bessere Politik 
verkörpert. Eine Politik, die die 
Armut bekämpft, nicht die Ar-
men. Und die sich nicht an an-
geblichen Sach- und Kürzungs-
zwängen orientiert.“

Die Wahl findet am 13. Septem-
ber 2015 statt. Allgemein wird 
erwartet, dass es weder CDU-
Kandidat Kufen noch SPD-Kan-
didat Paß im ersten Wahlgang 
schaffen werden, das begehrte 
Amt zu erobern. 

projekte angeschoben, wie die 
Aufwertung Altendorfs am Nie-
derfeldsee oder jetzt im Nord-
viertel der Innenstadt. Allbau 
steht aber auch für bezahlbare 
Mieten. Der Verkauf des Allbau 
an private Investoren wurde 
schon einmal durch ein Bürger-
begehren verhindert. 

Sehr wohl verkauft werden 
könnten aber die RWE-Aktien, 
die die Stadt Essen hält. SPD 
und CDU haben einen Verkauf 
bisher immer abgelehnt. Damit 
wurde der beste Zeitpunkt da-
für, als die Aktie noch bei rund 
80 Euro stand, verpasst. Jetzt 
dümpelt sie um die 25 Euro pro 
Stück. DIE LINKE bringt jetzt 
eine Anfrage in den Finanz-
ausschuss ein, was aktuell ein 
möglicher Verkauf für den städ-
tischen Haushalt bringen würde. 

dann geht’ s ans Eingemachte

Geplantes Defizit verdoppelt –

Wolfgang 
Freye, OB-
Kandidat der 
LINKEN

Tatort Ramstein

Bundesregierung lügt seit Jahren
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Seit Anfang dieses Jahres 
wird die Flächenfrage in 
Essen wieder heiß disku-
tiert. Die Verwaltung will 
neue Wohn-, Gewerbe- und 
Industrieflächen erschlie-
ßen und hat dazu Flächen 
von knapp 55 Hektar für 
„Wohnen“ und 82 Hektar 
für „Gewerbe/Industrie“ 
in die Diskussion gebracht. 
Von diesen Flächen sind 
gut 90 Hektar Grün- und 
Freiflächen, Ackerland und 
Kleingärten. Viele davon 
gehören zu Landschafts-
schutzgebieten.

Eine Begründung der Verwal-
tung lautet, dass sich viele Fir-
men vergrößern oder neu in 
Essen ansiedeln wollen. Dafür 

gibt es keine passenden und 
ausreichenden Gewerbegebie-
te. Umweltverbände und ande-
re Kritiker halten dagegen: Die 
Stadt hat ihre Hausaufgaben in 
Sachen nachhaltiger Flächen-
entwicklung nicht gemacht. Flä-
chen sind genug da, sie müssen 
nur besser gemanagt werden. 
Essen ist zwar grün, aber trotz-
dem eine der am dichtesten be-
siedelten Städte in Deutschland. 
Dieser Konflikt wurde dadurch 
angeheizt, dass die Verwaltung 
angekündigt hat, ihre Pläne 
ohne die frühe Beteiligung von 
Bürgerinnen und Bürgern, Um-
weltverbänden, Vereinen und 
Initiativen durchzuführen. Dabei 
gibt es mehr als genug Diskus-
sionsbedarf und offene Fragen:
Sind die geplanten Eingriffe 

tatsächlich unumgänglich, oder 
können die vorhandenen Wirt-
schafts- und Freiflächen so opti-
miert werden, dass auf Eingriffe 
in Grünflächen verzichtet wer-
den kann?
Trifft die Aussage aus dem 
„Stadtentwicklungskonzept Es-
sen 2015+“ nicht mehr zu, dass 
„auf der Grundlage der gegen-
wärtig bekannten Reserveflä-
chen …. auf eine Ausweisung 
von neuen Industrieflächen ver-
zichtet“ wird?
Ist die regionale Kooperation mit 
den umliegenden Städten für ein 
gemeinsames Flächenmanage-
ment ausreichend, oder kann 
durch eine verbesserte Koope-
ration auf weiteren Flächenfraß 
verzichtet werden? Warum ist 
die Stadt Essen dem Flächen-

Flächenfraß	oder	notwendige	Wirtschaftsförderung?

Flächendiskussion: Viele offene Fragen
pool NRW nicht beigetreten?
Diese und weitere Fragen wollen 
wir diskutieren mit:

• Börje Wichert, Bereichsleiter 
bei der Wirtschaftsförderung 
metropoleruhr GmbH
• N.N., Runder Umwelttisch Es-
sen
• Wolfgang Freye, Fraktionsvor-
sitzender DIE LINKE im RVR und 
Mitglied im Planungsausschuss 
der Stadt Essen
• N.N. TU Dortmund, Fakultät 
Raumplanung

Mittwoch, 20. Mai 2015, um 
18.00 Uhr in der Zeche Carl, 
Festhalle, Wilhelm-Nies-
wandt-Allee 100, 45326 
Essen.

Von	Ezgi	Güyildar

Welche Großstadt hat das 
Problem nicht? Menschen, 
die nicht ins Bild passen. 
Menschen, deren Armut sie 
auf die Straßen treibt. Men-
schen, die zum größten Teil 
süchtig sind. Menschen, 
die sich auf einem Punkt 
treffen und gemeinsam 
ihre Zeit verbringen. Auch 
wir haben diese, direkt 
vor dem Essener Haupt-
bahnhof am Willy-Brandt-
Platz Platz, die so genannte 
„Trinkerszene“. 

Dies war auch in der vergange-
nen Ratssitzung eines der kon-
troversen Themen. Nach dem 
Antrag der Fraktionen von CDU 
und SPD, welcher eine Verla-
gerung auf einen anderen Platz 
vorsah, konnte man ahnen, dass 
diese sogar in ihren eigenen Rei-
hen darüber nicht einig waren. 
Selbst den Antragsstellern nahe 
stehende Wohlfahrtsverbände 
kritisierten den Antrag als zu 

„ordnungspolitisch“ ausgerich-
tet.
Ursächlich  für den Antrag war 
aber die Beschwerde der Ge-
schäftsleute in umliegenden 
Bereichen aufgrund des Urin-
geruchs, der die Konfrontation 
unumgänglich machte. Als eige-
ne Lösung wollten diese sogar 
einen Dixi-Klo kaufen, um die 
Politik unter Druck zu setzen. 
[ZW] Öffentlicher Raum gehört 
allen!
Vor der Ratssitzung wurde das 
Thema medial stark behandelt. 
Auch wurde es  bei „Essen kon-
trovers“ diskutiert. Im Grunde 
waren sich alle einig, keiner der 
Anwesenden wollte eine Verla-
gerung der Szene. Diese würde 
nichts bewirken. Auch würde 
sich die Szene nicht verlagern 
lassen. Die Probleme müssen 
ursächlich geklärt werden. Die 
Menschen müssen zurück in 
die Gesellschaft resozialisiert 
werden.
In einer Stadt, in der es keinerlei 
Streetworker für diesen Bereich 
gibt, ist das vordringlichste Pro-

Bei der stadteigenen Rei-
nigungsgesellschaft (RGE), 
die auch einen Sicherheits-
dienst anbietet, droht 60 
Beschäftigten die Kündi-
gung, weil sie nicht mehr 
mit dem Sicherheitsdienst 
in den Flüchtlingsheimen 
eingesetzt werden sollen. 
Die Kündigung erfolgte 
überraschend kurzfristig 
durch den Betreiber Eu-
ropean Homecare, wohl 
auf Druck der Stadt hin. 
Um Kosten zu sparen, will 
die Stadt Essen, dass die 
Stölting-Gruppe den Bewa-
chungsauftrag bekommt.

Die Stölting-Group arbeitet 
mit Methoden, die in Richtung  
Lohndumping gehen, und ver-
sucht so, andere Firmen vom 
Markt zu verdrängen. Laut ver.
di kommen in keiner anderen 
Branche und bei keiner ande-
ren Firma so viele Beschwerden 
über die Gehaltsabrechnungen. 
Damit nicht genug: Die Stölting-
Group setzt für den Sicherheits-
dienst einfache Wachleute ein, 

die zwar für eine Sachkunde-
prüfung einen kurzen Lehrgang, 
aber keine Ausbildung gemacht 
haben. Ihr Stundenlohn beträgt 
9,35 Euro. Die RGE setzt Fach-
kräfte für Schutz und Sicherheit 
ein, die eine dreijährige Aus-
bildung absolviert haben. Der 
Stundenlohn dafür liegt bei über 
15 Euro. Aber selbst die städti-
sche RGE zahlt nach Informa-
tionen der Fraktion DIE LINKE 
nur Löhne um die 11 Euro die 
Stunde.
An den Sicherheitsdienst wer-
den in den Übergangsheimen 
besondere Anforderungen ge-
stellt. In den späten Nachmit-
tagsstunden und in der Nacht 
sind sie nicht nur für die Si-
cherheit verantwortlich, son-
dern sie sind Ansprechpartner 
der Flüchtlinge bei allen auf-
tretenden Problemen. Gerade 
im Umgang mit Menschen aus 
unterschiedlichen Kulturkrei-
sen, die auf engstem Raum 
zusammenleben müssen, ist 
besondere Sensibilität erfor-
derlich. Deshalb muss hier gut 
ausgebildetes Fachpersonal 

eingesetzt werden. Die Vorfälle 
in Flüchtlingsunterkünften des 
Landes im vergangenen Herbst 
sind ein mahnendes Beispiel, 
was passieren kann, wenn das 
Sicherheitspersonal nur unter 
Kostengesichtspunkten ausge-
wählt wird.
Die Ratsfraktion DIE LINKE wird 
deshalb im Sozialausschuss 
einen Sachstandsbericht ein-
fordern, in dem die RGE Anga-
ben zu ihrer Kostenkalkulation 
machen sollte. Weiter wird 
DIE LINKE auf die Einhaltung 
von Qualitätsstandards bei 
der Flüchtlingsbetreuung auch 
beim Sicherheitsdienst pochen, 
Billigheimer sind hier fehl am 
Platz. Damit greift sie auch den 
Wunsch der Gewerkschaft ver.
di auf. Deren Geschäftsführer 
Lothar Grüll forderte unlängst 
in einem Offenen Brief alle 
Ratsmitglieder auf, sich für den 
Erhalt der Arbeitsplätze bei der 
RGE einzusetzen. 

Gabriele Giesecke ist Vorsit-
zende der Fraktion DIE LINKE 
im Rat der Stadt Essen

Verlagerung	der	Trinkerszene

Verdrängen – und dann?

blem die mangelhafte Finanzie-
rung der Hilfsangebote für die 
Betroffenen, vor allem die der 
Straßensozialarbeit. Solange 
dieses nicht geändert wird, wird 
das Problem nur hin und her 
geschoben und wird uns auch 
langfristig begleiten. Kurz vor 
den OB-Wahlen behandelt man 
Themen, die eigentlich schon 
seit Jahren gegenwärtig sind. 
Die Ursachenbekämpfung aber 
bleibt dabei immer auf der Stre-
cke.

Armut spiegelt sich auch im öf-
fentlichen Raum nieder. Auch 
würde ein Alkoholverbot, wie 
es von der CDU gefordert wird, 
nichts bringen. Der öffentliche 
Raum jedoch gehört allen! Ver-
bieten, bestrafen, vertreiben 
– das ist kein Weg. Konkrete 
Konflikte müssen unter Einbe-
ziehung der Beteiligten konst-
ruktiv angegangen werden.
Kern des Problems sind die To-
iletten. Selbst der Direktor des 
am Willy-Brandt-Platz liegenden 
Mövenpick-Hotels bemerkte, 
dass sie keinerlei Probleme mit 
der „Szene“ als solcher hätten. 
Und da es in der Essener In-
nenstadt keinerlei öffentlichen 
Toiletten gibt, würde eine Ver-
drängung in eine andere Ecke 
das Problem auch nicht lösen. 
Deshalb sollte geprüft werden, 
ob die Toiletten in den Räum-
lichkeiten des am Hbf gelegenen 
„Löschzugs“ geeignet sind. Falls 
dies nicht geht, könnte sich die 
Lösung einfach  durch die kos-
tenlose Nutzung der Toiletten im 
Essener Hauptbahnhof ergeben.

Ezgi Güyildar ist Ratsmitglied 
für DIE LINKE. Essen

RGE-Beschäftigten	droht	Kündigung

Keine Billigheimer in der 
Flüchtlingsbetreuung!

Studien belegen, dass ein Carsharing-
Fahrzeug 8 bis 14 Privatfahrzeuge er-
setzt. Carsharing entlastet also den 
Autoverkehr, dadurch reduziert es den 
Schadstoffausstoß und entlastet das Kli-
ma. Was spricht also dagegen, das An-
gebot auszuweiten und mehr Flächen als 
Parkplätze für Carsharing-Autos auszu-
weisen? Das Interesse bei den Anbietern 
ist da und so sah es auch die Verwaltung, 
die vor kurzem im Planungsausschuss ei-
nen Vorschlag dazu vorlegte.

Die Überraschung ließ nicht auf sich war-
ten: SPD, CDU und EBB stimmten gegen 
die Vorlage. Die nicht nachvollziehbare 
Begründung: Gerade in Stadtteilen wie 
Rüttenscheid fehlten jetzt schon Park-

plätze. Dass Carsharing unter dem Strich 
hilft, Parkplätze einzusparen, hatte sich 
bei ihnen anscheinend noch nicht her-
umgesprochen. Mit der Ablehnung hat 
die Große Koalition im Rat mit Unter-
stützung der EBB für Essen mal wieder 
die rote Laterne bei zukunftsweisenden 
Verkehrskonzepten geholt. Dabei hinkt 
Essen im Vergleich zu anderen Großstäd-
ten ohnehin schon hinterher.

Die Ratsfraktion DIE LINKE hat in der 
letzten Sitzung des Planungsausschus-
ses den Vorschlag eingebracht, einen 
fraktionsübergreifenden Arbeitskreis 
Carsharing zu bilden, um die Diskussion 
voranzutreiben. Er wird erst in der nächs-
ten Sitzung behandelt.

Mehr	Flächen	für	Carsharing

 … und nicht wieder 
die „rote  Laterne“

Bisher bekannte Fakten zum GVE-Skandal
42,7 Mio. Euro betrugen 
die Kosten des Stadions 
Essen angeblich – diese 
Zahl kam vor rund vier 
Jahren „auf den Tisch“, 
nachdem zuvor immer von 
niedrigeren Zahlen die 
Rede war. Wie seit kurzem 
bekannt ist, liegen sie tat-
sächlich noch höher: Sie 
explodierten auf 49,4 Mio. 
Euro – jedenfalls ist das 
die Zahl, die im Aufsichts-
rat und im Finanzaus-
schuss des Rates zuletzt 
genannt wurde. Das sind 
6,7 Mio. Euro mehr, als die 
vorher bekannte Zahl.

Weder der Aufsichtsrat noch 
die politischen Gremien wur-
de darüber informiert, obwohl 
sie der GVE-Geschäftsführung 
schon seit dem Spätsommer 
2013 als Überschreitung der 
ursprünglichen Baukosten be-
kannt waren. Durch politische 
Beschlüsse sind sie nicht ge-
deckt. Etwa 1 Mio. Euro konnte 
bisher auch in der internen Prü-
fung nicht einzelnen Kostenpo-
sitionen zugeordnet werden.
Darüber hinaus übernahm die 
GVE bereits 2009 insgesamt 
9,7 Mio. Euro für die Ablö-
sung von Verbindlichkeiten 

des Vereins RWE gegenüber 
der MK-Mediengruppe. Die 
Gesamtkosten für das „Projekt 
Fußball“ liegen also bei fast 60 
Mio.Euro. Hinzu kommt, dass 
auch die laufenden Betriebs-
kosten für das Stadion sehr viel 
höher sein sollen, als bisher be-
kannt. Geplant waren 1,1 Mio. 
Euro, von denen 500.000 Euro 
von der Stadt als Zuschuss der 
Sport- und Bäderbetriebe ge-
deckt sind. Insbesondere die 
Konzerte, die dazu beitragen 
sollten, die Finanzierungslücke 
zu schließen, haben die GVE 
nach vorliegenden Informatio-
nen jedoch Geld gekostet, statt 
Geld einzubringen. 
Die Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Ernst & Young prüft die 
Zahlen derzeit, der Aufsichtsrat 
soll am 12.5. 2015 unterrichtet 
werden.
Die Schieflage durch die erhöh-
ten Fußball-Kosten führte dazu, 
dass die GVE seit Mitte 2013 
den Cash-Pool der Stadt – eine 
Art Überziehungskredit – über 
den ihr zugebilligten Rahmen 
von 1 Mio. Euro in Anspruch 
nahm, zuletzt bis zu 8 Mio. 
Euro. Offiziell wurde die Stadt 
von Herrn Hillebrand eben-
so wenig einbezogen, wie der 
Aufsichtsrat. Die Beteiligungs-

verwaltung der Stadt stellte 
auch erst 2014 Fragen an die 
GVE, ohne die Überziehung des 
Cash-Pools zu unterbinden.

Hinzu kommt, dass GVE-Ge-
schäftsführer Andreas Hilleb-
rand die zweckgebundene In-
standhaltungsrücklage für das 
Folkwang-Museum in Höhe von 
5,4 Mio. Euro nutzte, um die 
Kosten des laufenden Geschäf-
tes zu decken, obwohl er von 
der Zweckbindung Kenntnis 
gehabt haben muss. Auch hier 
wurde offiziell niemand einge-
bunden.
Der Jahresabschluss 2013 wur-
de ab Sommer 2014 mehrfach 
von der Beteiligungsverwal-

tung und dem 
Au f s i ch t s r a t 
eingeforder t. 
Herr Hillebrand 
v e r t r ö s t e t e 
beide mehrere 
Monate lang. 
Erst Ende 2014 
wurde der Um-
fang der Liqui-
ditätsprobleme 
der GVE deut-
lich. Im Januar 
wurde bekannt, 
dass die Wirt-
schaftsprüfer 
den Jahresab-
schluss 2013 
genau aus 
diesem Grund 
immer noch 
nicht bestä-
tigt hatten. 
Die massiven 
Pf l ichtver let-

zungen des Geschäftsführers 
gegenüber dem Aufsichtsrat 
und dem Gesellschafter Stadt 
Essen führten am 25.2.2015 
zur „Entmachtung“ von Herrn 
Hillebrand und zur Bestellung 
eines zweiten Geschäftsfüh-
rers, des Allbau-Chefs Dirk 
Miklikowski und kurz danach 
zur fristlosen Entlassung von 
Herrn Hillebrand.

Trotzdem hat der Ober-
bürgermeister bei Redakti-
onsschluss noch immer nicht 
darüber entschieden, ob Herr 
Hillebrand auch seinen Anstel-
lungsvertrag mit der Stadt Es-
sen verliert. Er hat als Beamter 
dorthin ein Rückkehrrecht. Über 
die Gründe dieses Zögerns kann 
nur spekuliert werden. Und da-
bei kommt man unweigerlich auf 
die Frage: Wusste doch jemand 
etwas von den Pflichtverletzun-
gen gegenüber der Stadt als Ge-
sellschafter und dem Aufsichts-
rat, die Herr Hillebrand sich 
vorwerfen lassen muss?

Bisher gibt es dafür keine Be-
lege, es gibt nur eine vage Äu-
ßerung von Herrn Hillebrand 
selbst. Aber festzustellen ist: 
Ausgangspunkt des GVE-Skan-
dals ist nicht eine Betriebsfüh-
rung nach „Gutsherrenart“ wie 
bei der EBE. Die Fast-Insolvenz 
der GVE hat ihre Ursache viel-
mehr im Stadionneubau, bei 
dem die GVE ohne jeden poli-
tischen Beschluss Mehrkosten 
in vielfacher Millionenhöhe aus 
der eigenen Kasse bezahlt hat. 
Der politische Druck, den Stadi-
onneubau durchzuziehen, koste 
es, was es wolle, war enorm 
groß – auch aus der Stadtspitze. 

Transparenz und noch mal Transparenz

Angesichts der kritischen, auch 
überregionalen Debatte um das 
Stadion und der Argusaugen 
der Regierungspräsidentin war 
das örtliche Klima für ein Einge-
ständnis von Herrn Hillebrand 
mehr als ungünstig.

Bisher nicht aufgeklärt ist auch, 
wieso der Geschäftsführer den 
Cash-Pool der Stadt seit Ok-
tober 2013 zeitweise um das 
Achtfache überziehen konnte, 
ohne dass es schnellere Konse-
quenzen gab. Das Beteiligungs-
management der Stadt hat hier 
entweder komplett versagt oder 
bewusst das Geschäftsgebaren 
gedeckt. Dies gilt auch für das 
„Verfrühstücken“ der zweckge-
bundenen Instandhaltungsrück-
lage für das Folkwang-Museum.

Bereits im März hat die LINKE 
Ratsfraktion einen ausführli-
chen Fragenkatalog zu den Vor-
gängen in der GVE vorgelegt, 
der bisher im Finanzausschuss 
nur mündlich beantwortet wur-
de. SPD und CDU waren die 
Fragen sichtlich peinlich. SPD-
Fraktionschef Rainer Marschan 
verstieg sich zu der Aussage, 
die Mehrkosten für das RWE-
Stadion wären kein Problem ge-
wesen, wenn Herr Hillebrand sie 
eingestanden hätte, statt sie zu 
vertuschen. Wer’s glaubt …

Fragen zum Beteiligungsma-
nagement stellen sich umso 
mehr, als der GVE-Skandal nur 
der jüngste in einer ganzen Rei-
he von Skandalen um städtische 
Beteiligungen ist. Millionenver-
luste bei essen.net, Vorteils-
wirtschaft bei der EBE und eine 
Geschäftsführung bei der RGE, 
die gewerkschaftliche Rechte 
immer wieder verletzt. Das legt 
strukturelle Gründe nahe, auch 
wenn es schwer ist, städtische 
GmbH’s oder Aktiengesellschaf-
ten mit Eigenleben zu kontrollie-
ren.

Die Einschaltung des Rech-
nungsprüfungsamtes zur Un-
tersuchung der verwaltungsin-
ternen Vorgänge, wie von der 
Ratsfraktion DIE LINKE bean-
tragt, lehnen SPD/CDU unisono 
ab. Auch Oberbürgermeister Paß 
ließ das Rechnungsprüfungsamt 
bisher außen vor – und zwar in 
allen Skandalen um städtische 
Beteiligungen. Nachvollziehbare 
Gründe werden nicht genannt. 
So bleibt ein „Geschmäckle“, 
statt umfassende Transparenz 
herzustellen. Das wäre im Sinne 
der Bürgerinnen und Bürger, die 
letztlich die Zeche zahlen. Die 
Rechnung, alles so weiterlaufen 
zu lassen wie bisher, wird weder 
für den Oberbürgermeister noch 
für die Große Koalition aufge-
hen.

Die Autorin ist Vorsitzende 
der Fraktion DIE LINKE im 
Rat der Stadt Essen

Schon im 
Februar 
2012 wies 
der Essener 
Morgen auf 
die Mehrkos-
ten hin 

Buchtipp

Gestatten: Elite – Auf den Spuren
der Mächtigen von morgen

Die mit dem Ludwig-Erhard-Förder-
preis ausgezeichnete WDR-Journalis-
tin Julia Friedrichs begab sich auf die 
Spuren der „Mächtigen“ von morgen. 
Dazu  besuchte sie private Bildungs-
einrichtungen, sprach mit Lehrkräften 
und Studierenden, die sich beruflich 
im Segment der Finanzdienstleistun-
gen positionieren möchten. Sie be-
gegnete Menschen, die sich selbst 
und ihre gesellschaftliche Stellung als 
„Elite“ definieren. 

Doch sind sie das wirklich? Elitär sind 
jene Menschen, die welche wertvolle 
geistige, kognitive und physische Fä-
higkeiten in sich vereinen. Sie leisten 
für die Gesellschaft eine reale Wert-
schöpfung, schaffen Produkte und 
Dienstleistungen zum Wohl der gesell-
schaftlichen Basis. Berufsstände wie 
beispielsweise Erzieher*innen, Feu-
erwehrleuten und Handwerker*iinnen 
zeigen uns, wie nahe uns die tatsäch-
liche Elite im Alltag ist. In ihrer Rolle 
ist das Personal von Banken und Ver-
sicherungen kein Selbstzweck, son-
dern Dienstleister jener wertvollen 
Menschen.

Dieses Werk bietet seiner Leser-

schaft die Möglichkeit auf eine sin-
nig geschärfte Wahrnehmung und 
gesellschaftliche Anerkennung und 
Würdigung von Menschen, welche es 
durchaus verdient haben.

Jimmy Bulanik

Julia Friedrichs, Gestatten: Eli-
te, Hoffmann und Campe, 255 
Seiten, ISBN-978-3-45550-051-
6, 17,95 Euro.

Die	Grundstücksverwaltung	Essen	GmbH	(GVE)	hat	

ihren	Geschäftsführer,	Andreas	Hillebrand,	frist-

los	entlassen.	Ein	solcher	Vorgang	ist	zum	Glück	

nicht	„Alltagsgeschäft“,	auch	wenn	man	nach	dem	

Skandal	bei	den	Essener	Entsorgungsbetrieben	

(EBE)	vor	eineinhalb	Jahren	schon	einiges	gewohnt	

ist.	Auch	wenn	die	Kündigung	inzwischen	in	einen	

Aufhebungsvertrag	umgewandelt	wurde,	um	eine	

gerichtliche	Auseinandersetzung	zu	vermeiden,	

wird	die	GVE	wahrscheinlich	massive	Schadenser-

satzansprüche	geltend	machen.	Der	Aufhebungs-

vertrag	schließt	das	ausdrücklich	nicht	aus.

Von	Gabriele	Giesecke

Schon im 
Februar 
2012
berichtete 
der Essener 
Morgen 
über 
Mehrkos-
ten beim 
Stadion

RVR-Gesetz	kurz	vor	der	Verabschiedung:

Mehr Gewicht für die 
kommunale Kooperation

Seit Jahren hat sich DIE LINKE für die 
weitere Stärkung des Regionalverbandes 
Ruhr (RVR) und die Direktwahl der Mit-
glieder der RVR-Verbandsversammlung 
eingesetzt. Unter dem Einfluss kom-
muna-ler Kirchtürme hat vor allem die 
„Ruhrgebietspartei“ SPD lange gezau-
dert. Vor zwei Jahren hat die Verbands-
versammlung des RVR in einem Eckpa-
pier jedoch entsprechende Forderungen 
an den Landesgesetzgeber beschlossen. 
In den nächsten Wochen scheint die Dis-
kussion nun zu einem positiven Ende zu 
kommen: Der Gesetzentwurf zur Stär-
kung des RVR wird voraussichtlich eine 
breite Mehrheit finden.

Das Gesetz soll vor allem die Möglichkei-
ten zur Kooperation des RVR und seiner 
Mitgliedskommunen bis hin zur Übertra-
gung kommunaler Aufgaben auf den RVR 
stärken, wenn die beteiligten Kommunen 
das wollen und beschließen. Gleichzei-
tig ermöglicht das Gesetz dem RVR, die 
Trägerschaft über regional bedeutsame 
Projekte zu übernehmen. Bisher war dies 
nur beim Emscher Landschaftspark und 
der Route der Industriekultur der Fall. 
Eine Trägerschaft der ursprünglich regi-
onal gedachten Bewerbung zur „Grünen 
Hauptstadt Europas“ war deshalb an den 
mangelnden rechtlichen Voraussetzun-
gen gescheitert.
Darüber hinaus gäbe es für ein Engage-
ment des Verbandes in Bereichen wie Kli-
maschutz, Abfallwirtschaft, Verkehrsent-
wicklungsplanung und Vernetzung der 
Europaarbeit keine Hindernisse mehr. 
Dabei muss natürlich darauf geachtet 
werden, dass die Kreise gegenüber den 
Großstädten nicht ins Hintertreffen ge-
raten und die Rechte der kommunalen 
Selbstverwaltung der kreisangehörigen 
Städte gewahrt bleiben. Deshalb hat die 
Fraktion DIE LINKE im RVR in ihrer Stel-
lungnahme zum Gesetzentwurf u.a. auch 
gefordert, dass die RVR-Mitglieder wie 
die Städte Essen, Dortmund und Mül-
heim oder der Kreis Wesel auch bei der 
Direktwahl nach wie vor entsprechend 
ihrem Bevölkerungsanteil in der Ver-
bandsversammlung vertreten sind. Das 
wird durch entsprechende Regelungen 
nun gewährleistet.
Was den Einen freut, ist scheinbar des 
andern Leid. Kaum war der Gesetzesent-
wurf erschienen, gab es aus den anderen 
Regionen des Landes lautstarke Kritik. 
Vor allem aus westfälischer Sicht führt 
das Gesetz zu einer Ungleichbehandlung 
der Regionen und einer Bevorzugung 
des Ruhrgebietes. Zudem äußerten ei-
nige Rechtsexperten und Verbände in 
der Anhörung zum Gesetzesentwurf im 
Dezember 2014 verfassungsrechtliche 
Bedenken gegen die Direktwahl und die 
ursprünglich vorgesehene Streichung 
von Austrittsmöglichkeiten der Mit-
gliedskommunen aus dem Verband.
Insbesondere diese Kritik kann DIE LIN-
KE. im RVR nicht teilen. Im Gegenteil! 
Die Verbandsversammlungen der Regi-
onalverbände Stuttgart und Hannover 
werden bereits seit vielen Jahren direkt 

gewählt, obwohl auch sie für Fragen der 
Regionalplanung zuständig sind. Die Di-
rektwahl richtet sich auch nicht gegen 
andere Regionen. Zur Demokratisierung 
fordert DIE LINKE in den „Kommunalpo-
litischen Leitlinien NRW“ schon lange die 
Direktwahl auch für die anderen Gremien 
der „Mittelinstanzen“ (Regionalräte) und 
die Landschaftsverbände.
Die durch den Kommunalausschuss des 
Landtages in Auftrag gegebenen Gutach-
ten konnten die Bedenken inzwischen 
denn auch entkräften. Es gab nur weni-
ge Änderungen am Gesetzentwurf, u.a. 
sollen Austrittsmöglichkeiten für Mit-
gliedskommunen und kreise zumindest 
als Übergangsregelung erhalten bleiben. 
Auch der Umfang der Mitspracherechte 
der Verbandskommunen bei Aufgaben-
übertragung wird eindeutiger geregelt.
Eins hat der Druck aus anderen Re-
gionen jedoch erreicht: Der RVR soll 
nicht am Gemeindefinanzausgleich des 
Landes NRW beteiligt werden, sondern 
sich weiter ausschließlich durch die Ver-
bandsumlage finanzieren. Hier bleibt der 
Gesetzentwurf halbherzig, die Stärkung 
des Ruhrgebietes bleibt stecken. Die bei-
den Landschaftsverbände Rheinland und 
Westfalen-Lippe sind an diesem „Topf“ 
nämlich beteiligt. Eine solche Beteili-
gung wäre schon deshalb geboten, weil 
das Ruhrgebiet erst dann bei Finanzie-
rungsfragen den Landschaftsverbänden 
gleichgestellt würde.
Wenn der Kommunalausschuss den Ge-
setzentwurf am 28. April 2015 in den 
Landtag weiterleitet, kann es im Som-
mer beschlossen werden. Damit wäre 
der Weg frei für eine Neuaufstellung des 
Verbandes, die es erleichtern würde, die 
drastischen Folgen des Strukturwandels 
zu bewältigen und die Region trotz hoch-
verschuldeter Kommunalhaushalte le-
benswerter zu machen. Das Ruhrgebiet 
ist durch den Niedergang von Kohle und 
Stahl zusammen gerückt. Es braucht in-
telligente Lösungen für den Klimaschutz, 
für die Sicherung und Ansiedlung von 
sozialversicherungspflichtigen und tarif-
lich gesicherten Arbeitsplätzen ebenso, 
wie für sozialen Fragen. Das Ruhrgebiet 
hat im Bundesvergleich mit die meisten 
Langzeitarbeitslosen und Kinder, die in 
Armut aufwachsen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die neue 
Zuständigkeit des RVR für die regionale 
Verkehrsplanung. Hier hinkt das Ruhrge-
biet weit hinter anderen Metropolregio-
nen zurück. Der ÖPNV erhält bei Umfra-
gen und Untersuchungen immer wieder 
schlechte Noten. Ein Zusammengehen 
der vielen städtischen Verkehrsträger für 
einen fahrscheinlosen Nahverkehr könn-
te ein Schritt sein. Mit der Verabschie-
dung des Gesetzes wäre eine Hürde auf 
dem Weg dahin genommen und 2020 
könnten erstmals Sie entscheiden, wer 
Sie in der Verbandsversammlung des 
RVR vertritt.

Wolfgang Freye, Fraktionsvorsitzen-
der DIE LINKE. im RVR

Stolz wie 
Bolle präsen-
tiert die GVE 
ihre Bauten 
auf der 
Hompage. 
Da waren die 
Kosten wohl 
egal.
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	 Von	Ralf	FischerDas wichtigste auf dem 
Parkett: den Takt halten, damit 
man der Partnerin oder dem 
Partner nicht auf den Füßen her-
umlatscht. Was man in der Tanz-
schule beigebracht bekommt, 
kann durchaus als Erfahrung für 
andere Bereiche dienen. Auch 
der öffentliche Nahverkehr ist 
umso erfolgreicher, je gleich-
förmiger und genauer ein Fahr-
plan gestaltet wird, je klarer der 
Rhythmus, sprich: die Fahrzeit, 
aussieht.
Als der Verkehrsverbund Rhein-
Ruhr die S-Bahnen einführte, 
war genau dies das Erfolgsre-
zept: immer die gleichen Fahr-
zeiten zu einer regelmäßigen 
Uhrzeit. Auch die IC/ICE-Zug-
verbindungen der Bahn folgen 
diesem Muster. Takt heißt: der 
Bus oder die Bahn fährt immer 
zur Minute 12, fährt immer alle 
zwei Stunden, fährt immer alle 
10 Minuten, fährt immer die 
gleiche Strecke usw. Den Takt 
einzuhalten bedeutet, die Ver-
lässlichkeit des öffentlichen 
Transportsystems unter Beweis 
zu stellen. 
Warum soll man sich, wie bisher 
in Essen, merken müssen, dass 
der Bus um die Ecke nur mor-
gens bis um 12 Uhr und dann 

Und immer schön 
den Takt halten!

Öffentlicher Nahverkehr in Essen

erst wieder abends fährt, früh 
morgens alle 10 Minuten, ab 
10 Uhr nur noch alle 20 Minu-
ten, dann ein paar Stunden gar 
nicht, dann wieder alle 20 Minu-
ten, aber nicht an Sonn- und Fei-
ertagen? Solche Fahrpläne kann 
sich niemand merken, und man 
will sie sich auch nicht merken. 
Die leidvolle Erfahrung sagt den 
Fahrgästen, dass der Bus gera-
de dann nicht fährt, wenn man 
ihn braucht. Das fehlende Takt-
gefühl der Veranstalter sorgt 
für die Unattraktivität der Linie 
und im Ergebnis für die fehlen-
de Nachfrage der Menschen, 
auf dieser Strecke den Bus zu 
benutzen.

Im Rahmen einer Neugestaltung 
des öffentlichen Personennah-
verkehrs in Richtung auf eine 
umlagefinanzierte Lösung für 
das Ruhrgebiet, ist ein Umden-
ken auch in Fragen der Fahr-
plangestaltung dringlich. 
Ein funktionstüchtiger Nah-
verkehr in einer Großstadt wie 
Essen heißt: Alle Linien fahren 
verlässlich alle 10 Minuten, auf 
den Hauptachsen alle 5 Minu-
ten. Auch gibt es bei durchgrei-
fendem Takt keinen Unterschied 
zwischen dem morgendlichen 
Berufsverkehr und dem Sonn-
tag, allenfalls sind die Fahrzeu-
ge kleiner, wenn weniger Bedarf 
besteht. 

In	der	letzten	Ausgabe	
gab	es	einen	Grundsatz-
beitrag	für	den	Ausbau	
des	öffentlichen	Nahver-
kehrs.	In	lockerer	Folge	
wollen	wir	uns	nun	an	
einzelne	Fragen	ma-
chen,	wie	der	Nahver-
kehr	wirklich	attraktiver	
werden	kann.	Diesmal	
geht	es	um	die	Fahrplä-
ne.

Ein so ausgelegter Taktfahr-
plan benötigt keine Fahrpläne 
mehr, überall ist nur noch an-
geschlagen, wann die erste 
und wann die letzte Bahn fährt 
und in welchem Abstand ge-
fahren wird. 

So kann man im ganzen Stadt-
gebiet einfach an die nächste 
Haltestelle gehen, weil in-
nerhalb einer annehmbaren 
Wartezeit immer etwas fährt. 
Das erleichtert das Leben, der 
öffentliche Transport wird be-
quem, sicher und verlässlich. 
Das ist das Ziel, das wirkliche 
Erfolgsrezept des Taktver-
kehrs!

Foto: ©eckhard tordsen/pixelio.de

Sechsspuriger	A	42-Ausbau	problematisch

Setzt sich die IHK beim
Thema Verkehr durch?

Nach	 jüngsten	 Aussagen	 aus	
dem	 Bundesverkehrsministe-
rium	soll	der	Ausbau	der	A	52	
zwischen	der	A	40	und	der	A	2	
nun	womöglich	doch	weiter	im	
Bundesverkehrswegeplan	 blei-
ben.	 Als	 neues	 Vorhaben	 mit	
Priorität	soll	zusätzlich	der	Aus-
bau	 der	 A	 42	 zwischen	 Ober-
hausen,	 Bottrop	 und	 Essen	
aufgenommen	werden.	Die	Au-
tobahn	soll	zwischen	Oberhau-
sen-Zentrum	 und	 Bottrop-Süd	
auf	 acht	 Spuren	 und	 bis	 zum	
Kreuz	 Essen-Nord	 auf	 sechs	
Spuren	erweitert	werden.	Wird	
beides	 beschlossen,	 hätten	
sich	 die	 regionalen	 Industrie-	
und	 Handelskammern	 (IHK),	
die	 sich	 seit	 Jahren	 als	 Lobby	
für	 die	 Durchstreckung	 der	 A	
52	 und	 den	 Ausbau	 der	 A	 42	
positioniert,	voll	durchgesetzt.
Die	 Ratsfraktion	 DIE	 LINKE	
lehnt	 eine	 neue	 Autobahn	
durch	 das	 Ruhrgebiet	 ab	 und	
kann	 sich	 auch	 den	 Ausbau	
der	 A	 42	 nur	 schwer	 vorstel-
len.	 Er	 wäre	 ohne	 den	 Abriss	

einiger	 Häuser	 nicht	 möglich,	
so	dicht	ist	die	Autobahn	schon	
jetzt	zwischen	Häusern	„einge-
klemmt“.	Die	Lärm-	und	Schad-
stoffbelastungen	sind	hoch,	die	
Anwohnerinnen	und	Anwohner	
fordern	schon	lange	einen	ver-
besserten	 Lärmschutz	 –	 und	
sind	 bisher	 auf	 „taube	 Ohren“	
gestoßen.	 Ein	 Ausbau	 der	 A	
42	 wäre	 nur	 denkbar,	 wenn	
der	 Schutz	 der	 Bevölkerung	
deutlich	verbessert	wird,	durch	

höhere	Lärmschutz-
wände	und	anderen	
geeignete	 Maßnah-
men.
Des	Weiteren	müss-
ten	mehr	Spuren	auf	
der	A	42	mit	einem	
Verzicht	 auf	 den	
Ausbau	 der	 A	 52	
gekoppelt	 werden,	
damit	 der	 Norden	
des	 Ruhrgebietes	
nicht	 noch	 attrak-
tiver	 für	 den	 LKW-
Durchgangsverkehr	
wird.	 Sechs	 oder	

sogar	 acht	 Spuren	 auf	 der	 A	
42	würden	die	Durchstreckung	
der	A	52	als	weitere	Nord-Süd-
Verbindung	 auch	 tatsächlich	
überflüssig	 machen,	 weil	 die	
vorhandenen	 Nord-Süd-Verbin-
dungen	 A	 43	 und	 A	 2/3	 bes-
ser	 und	 schneller	 miteinander	
verbunden	wären	und	auch	die	
Anfahrt	zum	Duisburger	Hafen	
erleichtert	 würde	 –	 worum	 es	
den	IHKs	letztlich	auch	geht.

Wolfgang	Freye

Kampf	mit	der	Deutschen	Bahn	geht	weiter

Die GDL verteidigt 
unser Streikrecht

von	Artur	Schwarz

Ende März richtete sich die 
Bezirksregierung an die Ober-
bürgermeister der Städte Mül-
heim, Duisburg und Essen. Dar-
in mahnte sie Handlungsbedarf 
im Bereich der gemeinsamen 
Verkehrsgesellschaft Via an, 
da diese im Vergleich zu ande-
ren Verkehrsgesellschaften ein 
schlechteres Preis-Leistungs-
verhältnis aufwiese. Dies führte 
zu einer Grundsatzdiskussion 
über die weitere Zukunft des 
Verkehrsbetriebs. 

Angemahnt wurde beispielsweise, 
dass die Via im Vergleich zu anderen 
Verkehrsgesellschaften einen zu ho-
hen Mitarbeiteranteil im Bereich der 
Wartung und Verwaltung beschäftigt 
gegenüber dem Bereich des Fahrper-
sonals. Außerdem produziere die Via 
ihre Leistungen pro Kopf gerechnet 
viel teurer als z.B. die  Bogestra. Die-
ser Vergleich ist aber problematisch, 
weil der EVAG die kostenträchtigen 
U-Bahn-Anlagen selber gehören. Wo-
anders gehören diese der Stadt.

Die Frage lautet nun, welche Konse-
quenzen daraus gezogen werden und 
in welche Richtung sich das Projekt 
Via entwickeln soll. Wenn es nach 
dem Aufsichtsratsvorsitzenden der 
EVAG, Wolfgang Weber (SPD), ginge, 
dann solle der bisherige Status Quo 
festgeschrieben werden, welcher eine 
eher lockere Zusammenarbeit der 
drei weiterhin selbstständigen Ver-
kehrsgesellschaften bedeutet.

Dies ist aus Sicht der Partei DIE LIN-
KE ein Schritt in die falsche Richtung; 
stattdessen muss die Fusion der drei 
Verkehrsgesellschaften forciert wer-
den. Dies entspricht auch dem eigent-
lich Ziel des Projekts. Durch die Fu-
sion sollten zum einen Kosten durch 
Doppel- bzw. Dreifachstrukturen ab-
geschafft werden, und zum anderen 
kann durch eine einheitliche Organi-
sation besser städteübergreifend ge-
dacht und geplant werden.

Den größten Widerstand dafür sieht 
DIE LINKE vor allem in den Gesell-
schaften selbst. Denn eine Gesell-
schaft bedeutet auch nur einen Be-

triebsrat, einen Aufsichtsrat und eine 
Geschäftsführung. Hier fürchten viele 
um ihre Stellung und um ihren Ein-
fluss. Kirchturmsdenken ist an dieser 
Stelle allerdings fehl am Platz, denn 
die klammen Kommunen haben eine 
finanzielle Entlastung bitter nötig. 
Das Ruhrgebiet hat für einen solchen 
Zusammenschluss die besten Voraus-
setzungen, denn die Städte liegen hier 
dicht beieinander, was einen städte-
übergreifenden öffentlichen Nahver-
kehr nahelegt.

Doch die Realität ist weit davon ent-
fernt. Allein im VRR-Gebiet gibt es 
27 Verkehrsgesellschaften, die alle 
ihr eigenes Süppchen kochen und so 
das mögliche Potential verspielen, 
worunter in erster Linie die Bürger 
zu leiden haben. Ein ruhrgebietswei-
tes Verkehrsnetz würde die ganze 
Region und den Lebensstandard der 
Menschen aufwerten – und nebenbei 
noch Kosten einsparen! Statt die Not-
bremse zu ziehen, muss der Zusam-
menschluss beschleunigt werden.

Artur Schwarz ist Referent der 
Ratsfraktion DIE LINKE. Essen

von	Jules	El-Khatib
Am 22. und 23. April 2015 fan-
den erneut Streiks im Personen-
verkehr bei der Deutschen Bahn 
statt, nachdem zuvor schon die 
Lokführerinnen und Lokführer 
im Güterverkehr ihre Arbeit 
niedergelegt hatten. Dieser 
Streik, der zeigt, welche Macht 
die Arbeitnehmer*innen haben, 
wenn sie für ihre Rechte ein-
treten, dient nicht nur der GDL 
(Gewerkschaft Deutscher Loko-
motivführer), er dient uns allen. 
Als LINKE unterstützen wir den 
Streik, denn er richtet sich ge-
gen die Einschränkung des ge-
werkschaftlichen Streikrechts 
und gegen die Idee, dass die 
Arbeitgeber uns alles diktieren 
können.
Ausgangspunkt nach elf Mo-
naten Tarifauseinandersetzung 
und 20 Verhandlungsrunden ist 
der inzwischen immer deutlicher 
werdende Unwille der Deut-
schen Bahn, der GDL entgegen 
zu kommen. Die Gewerkschaft 
fordert dabei nichts, was über 
den Rahmen dessen hinausgeht, 
das Gewerkschaften als Aufga-
be haben. Sie will höhere Löhne 
für alle Lokführer, eine andere 
Taktung der Arbeitszeiten und 
auch kürzere Arbeitszeiten in 
diesem sehr stressigen Beruf. 
Weiterhin fordert sie, auch für 
die Zugbegleiter zu verhandeln, 
die bisher nicht von der GDL ver-
treten werden, sich aber immer 
häufiger dieser anschließen. Die 
Bahn hat daran kein Interesse.
Ein Grund für die Weigerung 
der Deutschen Bahn, ernsthaf-
te Tarifverhandlungen durch-
zuführen, ist das sogenannte 

„Tarifeinheitsgesetz“, welches 
im Sommer in Kraft treten soll 
und kleineren Gewerkschaften 
die Hände bindet. Denn ihnen 
wird das Recht auf Streik entzo-
gen, wenn sie nicht die Mehrheit 
der Beschäftigten im Betrieb 
vertreten. Dadurch sind sie in 
ihrer Handlungsfähigkeit einge-
schränkt. Infolgedessen macht 
es für die Beschäftigten wenig 
Sinn, sich bei den kleineren Ge-
werkschaften zu organisieren, 
da diese nicht mehr so wirksam 
ihre Interessen vertreten kön-
nen. Das Ziel ist es also, die GDL 
so lange warten zu lassen, bis 
die staatliche Gesetzgebung es 
ihnen nahezu unmöglich macht, 
für die Beschäftigen zu verhan-
deln. 
Die GDL hat es sich allerdings 
nicht nur zum Ziel gemacht, 
die Rechte ihrer Mitglieder zu 
vertreten, sondern die aller 
Arbeitnehmer*innen, in dem 
sie diese vor der „Tarifeinheit“ 
schützt. Eigentlich sollte es die 
Aufgabe des gesamten DGB 
sein, sie darin zu unterstützen, 
doch leider konnten sich dazu 
nur ver.di, GEW und NGG durch-
ringen. Da das allerdings noch 
nicht ausreicht, müssen wir alle 
für unsere Forderungen auf die 
Straße gehen und uns mit der 
GDL sowie dem Kampf gegen 
die „Tarifeinheit“ solidarisieren. 
DIE LINKE kann bei diesen So-
lidarisierungen eine führende 
Rolle einnehmen, da sie sich als 
einzige Partei konsequent gegen 
den Abbau gewerkschaftlicher 
Rechte stellt.
Jules	El-Khatib	ist	Mitglied	im	
Landesvorstand	DIE	LINKE.	NRW

Krise bei der Via
Zusammenschluss beschleunigen statt Notbremse ziehen

Ralf Fischer 
ist Mitglied im 
Kreisvorstand 
DIE LINKE. 
Essen

Buchtipp

Der im Gehen erkundete Weg:
Marxismus-Feminismus

Die Berliner Soziologie- und Phi-
losophieprofessorin und Femi-
nistin Frigga Haug beschreibt 
mittels zahlreicher Texte aus 
über fünf Jahrzehnten ihren Le-
bensweg als Fragende und in 
Frage Stellende auf der Suche 
nach der Verknüpfung von Mar-
xismus und Feminismus. Sie 
schildere, schreibt sie selbst in 
der Einleitung, „einen doppelten 
Lernprozess, meinen eigenen 
– in dieser Hinsicht ist es ein 
autobiographisches Werk – und 
den eines sich herausbildenden 
feministischen Marxismus“. Es 
macht Spaß, sich als Lernende 
diesen Lernprozess zu erlesen.
 
Wer sich also auf die Suche nach der 
Verknüpfung von Feminismus und 
Marxismus begeben möchte, kann 
hier über viele Bausteine, wie Frigga 
Haug es nennt, den im Gehen erkun-
deten Weg nachvollziehen. Dieser ist 
wohltuend auch mit scheinbaren Irr-
wegen versehen, dabei nie an- oder 
wehklagend, sondern immer positiv 
gestimmt weitergehend und suchend. 
Ausführlich werden spannende und 
teilweise auch heute noch kontro-
vers diskutierte Themen beleuchtet 
wie die These, dass Frauen sowohl 
Opfer als auch Täter seien. Über den 
Zusammenhang von der „Produktion 
des Lebens“ und der „Produktion der 
Lebensmittel“ bis zu den Geschlech-
terverhältnissen als Produktionsver-
hältnissen kommt Frigga zum Fazit 
eines gangbaren Weges: der „Vier-in-
einem-Perspektive“, in welcher der 
Tagesablauf in vier Abschnitte aufge-
teilt wird: Erwerbsarbeit, Sorgearbeit, 
eigene Entwicklung und gesellschaft-
liche Entwicklung, aufgeteilt auf beide 
Geschlechter.

„Der Weg eines feministischen Mar-
xismus ist, wie bei Marx entwickelt, 
auch bei Engels entworfen, bei Luxem-
burg und Gramsci durch buchstabiert, 
bei Brecht exemplarisch vorgeführt – 
einer, der mit dem Bewusstsein der je 
einzelnen ringt“, so schreibt Frigga in 
ihrem Buch treffend und zusammen-
fassend. Feministische Marxistin im 
Werden - nach Lektüre des Buches 
ein für mich mit Inhalt gefüllter Be-
griff mit viel Diskussionsstoff für die 
kommenden Herausforderungen. Ich 
wünsche daher dem Buch viele Lese-
rinnen und Leser aus der LINKEN und 
darüber hinaus. 

Cornelia Swillus- Knöchel

Frigga Haug: Der im Gehen er-
kundete Weg – Marxismus-Fe-
minismus, Berliner Beiträge zur 
kritischen Theorie Band 18, Ar-
gument/InkriT, broschiert, 384 
Seiten, ISBN 978-3-86754-502-
0, 24 Euro.
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KDAMS & KOLL.
Rechtsanwälte

Probleme mit dem 
? 

JobCenter
Wir helfen!

DAMS & KOLL. RECHTSANWÄLTE
KAISER-OTTO-PLATZ 7 l ESSEN-STEELE
WWW.SOZIALRECHTSANWALT-ESSEN.DE
( 0201 51 47 47 2 

Rechtsanwalt Carsten Dams, Fachanwalt für Sozialrecht,
bietet in Kooperation mit dem BG45 Hartz4-Netzwerk-Essen e.V.
offene kostenfreie Hartz4-Einzel-Rechtsberatung ohne Termin an

Montags, 9.30 bis 11.30 Uhr im ev. Gemeindezentrum 
Ohmstr. 9, 45143 Essen-Altendorf

Dienstags, 13.30 bis 16.00 Uhr im Heinz-Renner-Haus,
Büro der BG45, Severinstr. 1, 45127 Essen-Mitte 

Mittwochs, 15.00 bis 17.00 Uhr im Weigle-Haus,
Hohenburgstr. 96, Essen-Mitte

Freitags, 9.00 bis 11.00 Uhr im ev. Gemeindezentrum Steele
Kaiser-Wilhelm-Str. 39, 45276 Essen-Steele

Bei uns berät immer ein im Sozialrecht spezialisierter Jurist
persönlich!

Bitte bringen Sie Ihre Unterlagen - insbesondere die neuesten
Hartz4-Bescheide - mit.

Seit	seiner	Einführung	
wurde	das	Sozialgesetz-

buch	II	,	das	Hartz4-
Gesetz,	unzählige	Male	

geändert.	Irgendwann	in	
diesem	Jahr	könnte	es	

wieder	soweit	sein.	Das	
große	Thema	diesmal	

lautet:	„Vereinfachung“.

In JobCentern herrscht vor al-
lem die Bürokratie. Um dort das 
Verwaltungshandeln zu verein-
fachen, hat eine Arbeitsgruppe 
von Bund und Ländern einige 
Vorschläge für eine Gesetzes-
änderung erarbeitet. Allerdings 
werden nicht allein Vorschläge 
zur Vereinfachung diskutiert, 
sondern zum Teil auch sehr weit-
gehende Gesetzesänderungen, 
wenn nicht sogar Verschärfun-
gen. Insbesondere im Blick der 
Arbeitsgruppe waren hier Verän-
derungen am Sanktionssystem, 
also dem Teil des Gesetzes, der 
festlegt, wenn Leistungsberech-
tigte „Pflichtverletzungen“ bege-
hen. Solche Pflichtverletzungen 
können bspw. Darin liegen, dass 
jemand einer Einladung des Job-
Centers nicht folgt oder aich auf 
eine vorgeschlagene Stelle nicht 
bewirbt.
Bisher sehen verschiedene 
Pflichtverletzungen unter-
schiedliche Rechtsfolgen vor, je 
nachdem um welchen Pflicht-
verstoß es sich handelt und ob 
dieser erstmalig, zum zweiten 
Mal oder öfter begangen wird. 
Auch ob der „Delinquent“ älter 
oder jünger als 25 Jahre ist, ist 

Anzeige

„Rechtsvereinfachung“ im SGB II 
Das geplante Hartz4-Änderungsgesetz*

nach heutiger 
R e c h t s l a g e 
entscheidend. 
All diese Un-
terscheidun-
gen sind den 
JobCentern zu 
kompl iz ier t , 
sie führen oft 
dazu, dass 
f e h l e r h a f te 
Sanktionsent-
scheidungen 
ergehen. Sol-
che falschen 
Sanktionsent-
scheidungen 
müssten dann – Gott bewah-
re! – am Ende gar zurück ge-
nommen werden. Das will man 
nicht, lieber will man das Gesetz 
einfacher. Hierzu Heinrich Alt, 
Vorstand der Bundesagentur 
für Arbeit, gegenüber der „Bild“-
Zeitung, wo sonst könnte man 
es aüssern:
„Wenn wir es einfacher machen 
wollen, wird es sicher auch 
wieder etwas ungerechter wer-
den“[…] „Aber wenn wir nicht 

bereit sind zu etwas 
mehr Ungleichheit, wird 
das System so komplex 
bleiben.“

Das war schon mehr als 
man hören wollte. Unge-
recht aber einfach. Das 
kann nicht Zielsetzung 
im Bereich existenzsi-
chernder Leistungen 
sein.
Darüber welche Ände-
rungen noch kommen 
könnten, nachdem die 
Bund-Länder-Arbeits-
gruppe sich auf ca. 30 

Vorschläge geeinigt hat, die um-
gesetzt werden sollen, möchte 
BG45-Hartz4-Netzwerk-Essen 
e.V. gerne informieren und dis-
kutieren. Es wird daher zu einer 
Diskussionsveranstaltung zum 
Thema„Rechtsvereinfachung“ 
im SGB II
Das geplante Hartz4-Ände-
rungsgesetz
Montag, 11. Mai 2015, 18.00 
Uhr
im Saal des Kulturforums, Drei-

Von	Norbert	Bachmann

Haben Sie in diesem Jahr schon 
an die Menschen unter uns ge-
dacht, die unter Armut leiden? 
Zwar ist die besinnliche Jahres-
zeit gerade vorbei, dennoch wol-
len wir einmal innehalten und 
derer gedenken, die es nicht so 
gut haben wie wir. 

1. Armut macht 
abhängig

Vor allem macht sie abhängig 
von Leuten, die nicht arm sind 
und die eher wenig Verständniss 
haben für Leute, die unter Armut 
leiden. Aber wenn man nur ge-
nau wüsste, wie diese Leute den 
Armen helfen könnten. Es wird 
vermutet, dass höhere Steuern 
für Besserverdienende Abhilfe 
schaffen könnten, doch leider 
wird diese Idee nur selten bis 
zum Ende verfolgt.

2. Armut ist 
vererbbar

Leute, die nichts haben, werden 
Kinder bekommen, die nichts 
haben. Das ist nicht weiter pro-
blematisch, denn es steht ja 
jedem Heranwachsenden frei, 
nach dem Besuch staatlicher 
Bildungseinrichtungen, deren 
erfolgreiche Abschlüsse gerade 
erdrutschartig ihren Wert verlie-

ren, sich privat weiterzubilden. 
Ermöglicht wird dies mit dem 
Geld, das nicht da ist, und den 
Darlehen, an die man immer 
schwerer kommt.

3. Armut macht 
einsam

Mit armen Leuten zeigt man sich 
nur ungern, selbst dann, wenn 
man selber von Armut betroffen 
ist. Der Typ in der Fußgängerzo-
ne, der mit sich selber spricht, 
weil er niemanden zum Reden 
hat, ist halt keine Internetper-
sönlichkeit, wie Kay One oder 
LeFloid. Er hat noch nicht mal 
eine Webcam; dabei kosten die 
doch heute gar nicht mehr so 
viel. Funfact: Das Wort „arm“ ist 
verwandt mit dem griechischen 
Wort „Eremit“.

4. Man glaubt 
eher Autoritäten, 

die über Armut 
berichten, als den 

Betroffenen

Ein Treppenwitz der Geschichte; 
kein besonders guter, zugege-
ben. Behauptungen, dass Armut 
häufig selbst verschuldet oder 
gar kein so großes Problem 
mehr sei, finden immer mäch-
tige Anhänger. Nichts beruhigt 
das Gewissen besser, als ein 

Problem, „das gar nicht so 
schlimm ist“ oder „an dem die 
Betroffenen selber schuld sind“.

5. Armut ist ein 
permanenter 

Zustand

Ähnlich einem Labyrinth, kommt 
man leicht hinein, aber nur 
s c h w e r 
wieder her-
aus. Zudem 
weiß man 
nie, ob der 
Weg, dem 
man gerade 
folgt, hinaus 
oder in eine 
Sackgasse 
führt. Das 
ist sehr an-
s t r engend 
und braucht 
viel Zeit. 
Mit ein biss-
chen Hilfe von außen wäre das 
alles kein Problem, aber die ist 
schwerer zu bekommen, als 
man vermuten mag.

6. Armut spaltet die 
Gesellschaft

Das geht einfacher und schnel-
ler, als man meint, ist Armut 
doch ein Zustand, der am liebs-
ten von denjenigen ignoriert 
wird, die allein die Mittel haben, 
sie zu bekämpfen.

Sieben Gedanken zum 
Thema „Armut“

7. Armut ist 
häufig Folge von 
Diskriminierung - 
und führt zu mehr 
Diskriminierung

Es gibt viele Dinge, die einem Ar-
beitgeber nicht passen können. 
Viele Arbeitgeber mögen Leute 
mit Migrationshintergrund oder 

mit einer anderen Religion 
nicht. Einen Arbeitsplatz 
behindertengerecht zu 
gestalten, kann für einen 
Betrieb zu teuer sein. 
Manchmal reicht es auch, 
mit dem „falschen Ge-
schlecht“ geboren zu sein. 
Bleibt die Arbeitsuche 
lange Zeit erfolglos, sind 
sich viele Leute gerne ei-
nig, dass jemand einfach 
mit dieser Tätigkeit „über-
fordert ist“ oder schlicht 
„nicht Arbeiten will“. Sol-
che Behauptungen aufzu-

stellen ist allemal günstiger, als 
Arbeitsplätze menschenfreund-
licher zu gestalten.

Damit hätten wir das auch hinter 
uns gebracht und können uns 
wieder dem Konsum schöner 
Dinge widmen. Die Freiheit, ha-
ben zu können, was man will, ist 
ein hohes Gut in den Industrie-
nationen. Darüber vergisst man 
leider häufig die Freiheit eines 
jeden zu sagen: „Das brauche 
ich nicht.“

Norbert Bachmann ist 
freier Autor.

ringstr. 7, in Essen-Steele
eingeladen.

Niemand weiss bisher über die 
genauen Planungen alles. Man-
che aber schon mehr als ande-
re. Als Referenten zum Thema 
konnte die BG45 Matthias Birk-
wald, Mitglied des Bundestages 
für die Partei Die Linke und Ob-
mann im Ausschuss für Arbeit 
und Soziales gewinnen. Er wird 
in dieser Veranstaltung vorstel-
len welche Änderungen bisher 
angedacht sind.
Sowohl für alle SGB II-Leistungs-
berechtigten, als auch für alle 
sozialrechtlich und -politisch 
Interessierten ist daher dieser 
Termin sicher von Bedeutung 
und der Verein BG45 als Ver-
anstalter hofft, möglichst viele 
BesucherInnen dort begrüßen 
zu können.

Dies gilt im Übrigen auch 
für die kostenfreien 
Rechtsberatungsangebote 
der BG45, die man unter 
www.bg45.de findet.

Carsten Dams ist als 
Rechtsanwalt und 
Fachanwalt für Sozi-
alrecht Mitglied im 
Vorstand des BG45 
Hartz4-Netzwerk-
Essen e.V.
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	 von	Markus	RennerKarnap wurde schon am 
31. März eingenommen, doch 
erst in der Nacht vom 5. auf den 
6. April wurden 
Katernberg, Alten-
essen und Dellwig 
besetzt. Der Ring 
um die Innenstadt 
zog sich in den 
nächsten Tagen 
immer mehr zu, 
militärisch konnte 
man den anrü-
ckenden Amerika-
nern nichts mehr 
entgegensetzen. 
Der Großteil der 
Essener Bevölkerung hatte dem-
entsprechend auch weiße Bett-
laken aus den Fenstern gehängt 
und erwartete die Eroberung am 
10. April. Am 11. April um 10.00 
Uhr erfolgte die offizielle Über-
gabe an die Amerikaner, bei der 
auch der NS-Oberbürgermeister 
Just Dillgardt verhaftet wurde. 
Im Süden der Stadt, in Werden 
und Kettwig, wurde noch bis 
zum 15. April gekämpft, wobei 
es gerade beim Kampf um Wer-
den noch zu heftigen Gefechten 
kam, die nochmals einen hohen 
und absolut 
s i n n l o s e n 
Blutzoll und 
Zerstörungen 
forderten. 

Der Großteil der Essenerinnen 
und Essener war durch die seit 
1940 erfolgenden, seit März 
1945 dann massiv zunehmen-
den Luftangriffe auf ihre Stadt 
demoralisiert und sehnten ein 
Ende des Krieges herbei. Die 
Industriestadt Essen, das Herz 
des Ruhrgebiets, glich im April 
1945 einem Trümmerhaufen. 
In der Altstadt waren ca. 93 
Prozent des Häuserbestands 
zerstört. Von den 185.000 Woh-
nungen der Vorkriegszeit waren 
am Ende des Krieges ca. 64.000 
komplett zerstört, 36.000 wa-
ren schwer beschädigt und un-
bewohnbar. In den verbliebenen 
Wohnungen, die größtenteils 
ebenfalls Zerstörungen aufwie-
sen,  mussten 285.000 Men-
schen unterkommen. Komplett 
unzerstört blieben nur rund 
4 Prozent  des Wohnungsbe-
stands. 

Bei den insgesamt 272 Luftan-
griffen auf  Essen wurden 32.511 
Sprengbomben und 1.401.957 
Brandbomben abgeworfen. 6,8 
Millionen Kubikmeter Schutt 
müssen nach dem Krieg bei-
seite geräumt werden. Dass es 
angesichts dieser Zahlen zu der 
verhältnismäßig geringen Anzahl 
von 6.803 durch Luftangriffe ge-
töteten Zivilisten gekommen ist, 
lag am ausgeprägten Bunker-
bau in Essen. Angesichts dieser 
Lage ist es nachvollziehbar, dass 
viele Essenerinnen und Essener 

die Ereignisse des April und Mai 
1945 zunächst weniger als Be-
freiung, sondern in erster Linie 
als Niederlage empfanden. Die 
Erkenntnis, dass es eine Befrei-

ung und die Chance 
für einen Neubeginn 
war, ließ noch etwas 
auf sich warten.

Im Gegensatz zur Es-
sener Bevölkerung 
gab es viele Men-
schen, für die der 
Einmarsch der US-
Truppen sofort eine 
Befreiung darstellte, 
nämlich für die Ver-
folgten des NS-Regi-

mes. Die aus ihrer Heimat ver-
schleppten Zwangsarbeiter, die 
aus politischen und rassischen 
Gründen Verfolgten, die Men-
schen, die nicht in das Weltbild 
der Nationalsozialisten passten, 
konnten nun aufatmen und auf 
eine bessere Zukunft hoffen.

Doch bevor es soweit war, wü-
teten die Schergen des NS-Regi-
mes in einem letzten, sinnlosen 
Blutrausch. Das unabwendbare 
Ende vor Augen, gab es noch 
zahlreiche Verbrechen in den 

letzten Kriegs-
tagen. Es gab 
z a h l r e i c h e 
Massenexeku-
tionen wie die 
am Montags-

loch im Grugapark. Hier ermor-
dete die Gestapo im März 1945 
nochmals 35 russische Zwangs-
arbeiter. In Fischlaken wurden 
noch am 7. April NS-Todesurteile 
vollstreckt. Und der fanatische 
Reichsverteidigungskommissar 
und stellvertretende Gauleiter 

von Essen, Fritz Schleßmann, 
forderte am 25. März 1945 in ei-
nem Aufruf an die Bevölkerung: 
„Der Feind  wird mit brutaler 
Härte wieder herausgehauen 
werden.“ 
Er wollte Essen räumen und 
die Industrieanlagen zerstören 
lassen, damit diese nicht dem 
Gegner in die Hände fielen. Ein 
Plan, dem sich die Kumpel von 

Der	8.	Mai	1945

Kriegsende und Befreiung in Essen
Mit	der	bedingungslosen	Kapitulation	Deutschlands	

in	der	Nacht	vom	8.	auf	den	9.	Mai	1945,	die	den	
Zweiten	Weltkrieg	in	Europa	beendete,	änderte	sich	

für	die	Bevölkerung	in	der	Stadt	Essen	zunächst	
erst	mal	nichts.	Die	„Waffenschmiede	des	Reiches“	

hatte	ihre	Befreiung	rund	einen	Monat	vorher,	
am	10.	April,	erlebt.	An	diesem	Tag	wurde	Essen	
von	Soldaten	der	79.	US-Division	und	der	17.	US-

Airborne	Division	endgültig	erobert,	nachdem	sich	
der	Vormarsch	der	US-Truppen	auf	die	Stadt	über	

mehrere	Tage	hingezogen	hatte.	

Zollverein widersetzten und die 
Zeche eben nicht zerstörten.

 Doch die Durchhalteparolen der 
führenden Nationalsozialisten 
führten zum sinnlosen Tod vieler 
alter Männer, Jugendlicher und 
sogar von Kindern, die in der 
Endphase des Krieges als letz-
tes Aufgebot im „Volkssturm“ 
Dienst verrichten mussten und, 

völlig unzureichend ausgebildet, 
in großer Zahl den Tod fanden.  
Wer diese Sinnlosigkeit erkannte 
und ihr zu entkommen versuch-
te, wurde mit dem Tode bestraft. 
So wie Hans van der Mee (21), 
Helmut Hawes (17) und Johann 
Hansjosten (17). Die drei jungen 
Männer sahen keinen Sinn mehr 
darin, noch an die Front zurück-
zukehren, wurden von Nachbarn 

Markus Renner ist 
freier Historiker

denunziert und kurz vor dem 
Einmarsch der amerikanischen 
Truppen wegen Fahnenflucht er-
schossen. 

Das Kriegsende in Europa im Mai 
1945 und das Ende des Kampfes 
im Ruhrgebiet und in Essen im 
April 1945 waren eine Niederla-
ge. Aber sie war die Niederlage 
des Nationalsozialismus. Diese 
verbrecherische und menschen-
verachtende Ideologie, die ei-
nen weltweiten Flächenbrand 
ausgelöst und Millionen Tote 
zu verantworten hat, die Men-
schen industriell ermordet und 
verwertet hat, wurde besiegt. 
Und dieser Sieg über den Nati-
onalsozialismus ist die Befrei-
ung. Damit diese Befreiung aber 
dauerhaft bleibt, damit die Nie-
derlage der Unmenschlichkeit 
weiter Bestand hat, stehen wir 
heute in der Pflicht. Angesichts 
einer stärker werdenden intole-
ranten gesellschaftlichen Mitte, 
die unter dem Deckmantel ei-
ner „besorgten Bürgerschaft“ 
gegen die schwächsten Mitglie-
der unserer Gesellschaft hetzt 
und rechte Ansichten hoffähig 
macht, müssen Demokratinnen 
und Demokraten aufbegehren 
und sich ihnen widersetzen. Die 
Befreiung vom Faschismus vor 
70 Jahren hat nur dann weiter 
Bestand, wenn wir auch heute 
mit unserer schärfsten Waffe, 
unserem Verstand, weiter ge-
gen inhumanes Gedankengut zu 
Felde ziehen. Das ist unser aller 
Verpflichtung gegenüber der Ge-
schichte. 

	 von	Jutta	PotreckDer Winter 1944/45 
brachte auch für unseren 
Stadtteil Fronterfahrung, Bom-
ben- und Kanonendonner. Mei-
ne Mutter (heute 92 Jahre alt) 
war frisch verheiratet und mein 
großer Bruder wenige Wochen 
alt. Noch heute erzählt sie von 
einem der letzten Bombenan-
griffe, der großen Schaden an-
gerichtet hat und einige Tage 
später zu einer Anekdote führte, 
die sicher symbolhaft für viele 
steht, denen ähnliches wider-
fahren ist. 

Die Viktoriastraße bestand 
schon immer aus einer Reihe 
so genannter Koloniehäuser. 
Im Ruhrjargon wurden sie auch 
„Vierspänner“ genannt (zwei  

Eingänge hinten, zwei vorn), 
dahinter gab es ein Stall-

gebäude mit Plumps-
klo, Waschzuber 

und Zinkwanne, 
und wer ein 

w e n i g 
bauen 

konnte, hatte noch einen Ziegen- 
oder Schweinestall. Mein Groß-
vater hatte im angrenzenden 
Garten einen Erdbunker gebaut 
– gerade groß genug für die Fa-
milien des Hauses 135/137. Bei 
einer der letzten Bombennächte 
kamen die Einschläge sehr nah: 

Plötzlich rummst es drei-

Kriegsgeschichten aus Katernberg 
oder: Als mein Bruder ein Baby war

mal heftig – der Bunker wackelt, 
und das Licht fällt aus. 
Bibbernd wird auf den Entwar-
nungston der Sirenen gewartet. 
Wie hatte sich die Welt draußen 
verändert. Wo vorher der Nach-
barsgarten war, klaffte jetzt ein 
tiefes Loch. Das Dach des eige-
nen Hauses sah irgendwie an-
ders aus: Eine Druckwelle hatte 
es einmal komplett abgehoben 
und wieder auf die Gauben 
zurück fallen lassen. Im gan-
zen Haus fehlten die Fenster-
scheiben. Die weißen Gardinen 

klebten an der 
Stallwand. So 

wie der 
Deckel 

eines Top-
fes, wenn etwas 

überkocht. Der Ruß der Koh-
lenöfen hatte für die Schwarz-
färbung der gesamten Einrich-
tung im oberen Stockwerk 
gesorgt. Schlimmer hatte es das 
Nachbarhaus 137/139 getrof-
fen: Volltreffer! Und die hatten 
keinen Bunker im Garten...
Als die Frontsoldaten kamen, 
haben die deutschen Soldaten 
auf alles geschossen, was sich 
bewegte. Mutter, Großvater 
(Großmutter war bei Verwand-
ten evakuiert) und mein Bruder 
hocken mit den anderen Nach-
barn im Keller, und als einige 
Stunden vom MG-Geknatter und 
den Soldaten nix mehr zu hören 
ist, wagt sie sich nach oben in 
die Küche. Nichts ist zu hören, 
niemand ist da. Sie öffnet die 
Eingangstür – noch immer al-
les ruhig, keiner zu sehen. Auf 
dem Hinterhof ist auch keiner. 

Sie wagt sich vor zur Straße und 
bemerkt zunächst auch nichts. 
Plötzlich pfeift ihr jemand hin-
terher. Sie dreht sich um und 
schaut in das freundlich lächeln-
de Gesicht eines schwarzen GI 
– gefühlte 2 Meter groß. Wie ein 
geölter Blitz saust sie auf dem 
Absatz kehrt machend ins Haus 
zurück. 
Nachdem die GI’s meiner Mutter 
in die Küche gefolgt sind, werfen 
sie einen Blick in den Keller, um 
dort bis auf Großvater, der kein 
Parteimitglied war, nur Frauen 
und meinen kleinen Bruder vor-
zufinden. Da lassen sie die Leu-
te zufrieden und stöbern in den 
Räumen nach Nazi-Sachen. Die 
gibt es aber nicht. Nach gefühl-
ten Stunden kommt die Ansage, 
dass der Keller nun verlassen 
werden darf. Im Garten wird 
ein Biwak aufgeschlagen. Wenn 
man wüsste, wo Nazis sind, 
könnte man dort Bescheid sa-
gen. Für die Leute hier war der 
Krieg nun vorbei.

Am 8.Mai 2014 jährt sich 
zum 70. Mal das Ende des 
2. Weltkrieges. Der 8. Mai, 
das war der Tag, an dem das 
Oberkommando der deut-
schen Wehrmacht die bedin-
gungslose Kapitulation un-
terschrieb: „auf dem Lande, 
auf der See und in der Luft“.

Mit Flugblättern wurden damals 
an die Essenerinnen und Essener 
aufgefordert, als Zeichen der Ka-
pitulation weiße Fahnen aus den 
Fenstern zu hängen. 
Überall in Deutschland, wo die Al-
liierten Truppen einzogen, wurden 
daher in den letzten Kriegstagen 
im April und Mai 45 weiße Fahnen 
und Tücher aus den Fenstern ge-
hängt, um anzuzeigen, dass kein 
Widerstand geleistet wurde und 
keine deutschen Soldaten mehr 
kämpften.
Dieses Zeichen wollen wir am 8. 
Mai übernehmen und damit an 
das Kriegsende erinnern.

Gerade jetzt, in einer Zeit wach-
sender Kriegsgefahr, ist es umso 
notwendiger, an den vergangenen 

Krieg zu erinnern: Damals wur-
den die Tücher gezwungenerma-
ßen ausgehängt – indem wir das 

jetzt freiwillig tun, wollen wir ver-
hindern, dass es je wieder dazu 
kommt!

Darum rufen wir alle Essenerinnen 
und Essener auf: Hängt am 8. Mai 
weiße Tücher aus den Fenstern – 
als Erinnerung an den Tag der Be-
freiung. Das ist nicht aufwändig, 
und man muss auch nicht viel be-
sorgen oder vorbereiten: Einfache 
weiße Fahnen genügen – das kön-
nen Bettlaken, Handtücher oder 
sonstige weiße Stoffstücke sein.

Das ist mehr als eine politische 
Aktion, es ist auch ein künstleri-
sches Event. Ein Event, an dem 
sich jeder beteiligen kann – und 
muss. Denn es funktioniert nur, 
wenn wirklich sehr, sehr viele 

mitmachen. Dann kann es ein ein-
drucksvolles Bild Essens werden.
A propos Bild: Bitte dokumentie-
ren Sie die Aktion, fotografieren 
Sie Ihre Starße mit den weißen 
Fahnen und laden Sie das Bild bei 
unserer Facebook-Seite hoch: 

(URL: www/// etetetc)

Wenn überall weiße Tücher hän-
gen, zeigen wir 

• der Krieg ist nicht vergessen
• wir wollen es nie wieder dazu 

kommen lassen!

Machen Sie mit! Helfen auch 
Sie, ein unübersehbares Zei-
chen für den Frieden zu set-
zen! 
Zeigen Sie Flagge!

Jutta Potreck ist Bezirksver-
treterin für DIE LINKE im 
Stadtbezirk 6.

Ein letzter,
sinnloser

Blutrausch

Aufräumar-
beiten nach 
einem Bom-
benangriff in 
Essen
Haus der Essener 
Geschichte

Zerstörungen nach einem 
Bombenangriff in Essen
Haus der Essener Geschichte

Blick auf die 
zerbombte 
Essener 
Innenstadt
Haus der Essener 
Geschichte

Aufruf	zu	einer	ungewöhnlichen	Aktion:

8. Mai – Flagge zeigen!
Weiße Tücher aus den Fenstern!

8. Mai – Essen zeigt Flagge!
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Essener LINKE auf 
Wahlkreisfahrt

Vier sonnige Tage verbrachten 
50 Essenerinnen und Essener 
Ende Februar auf Einladung des 
Essener Bundestagsabgeordne-
ten Niema Movassat in Berlin. 
Zum Besuchsprogramm gehörte 
der Deutsche Bundestag, in dem 
die Gruppe an der Debatte um 
das „Bundeswehrattraktivitäts-
steigerungsgesetz” teilnahm.

Die Besuchergruppe, zur Hälfte Mit-
glieder der Partei DIE LINKE und zur 
Hälfte interessierte Parteilose, be-
suchte außerdem den Bundesnach-
richtendienst. Unsere Gastgeberin 
im dortigen „Briefing Room“ (so hieß 
der Konferenzsaal wirklich) war keine 
geringere als die Redenschreiberin 
des BND-Präsidenten. Sie erläuterte 
Struktur und Aufgaben des Dienstes 
und musste sich dann etlichen kriti-
schen Fragen zur Snowden-Affäre, 
zum Umgang mit Daten und zu aktuel-
len Ereignissen wie der Ukraine-Krise, 
Afghanistan oder der NSA-Überwa-
chung stellen. 

In einem ausführlichen Gespräch 
schilderte uns MdB Niema Movassat 
eine typische Berliner Arbeitswoche 
und beantwortete Fragen zu seiner 
Arbeit und speziell seiner Tätigkeit 
als entwicklungspolitischer Sprecher 
der Fraktion DIE LINKE. im Deutschen 
Bundestag. Auch gab es im Karl-Lieb-
knecht-Haus ein Fachgespräch mit 
dem stellvertretenden Parteivorsitzen-
den Tobias Pflüger, der uns einen Ein-
blick in die Debatte um Syriza und die 
neue deutsche Außenpolitik gab.

Ein Ausflug durch das Regierungsvier-
tel mit der NGO „Lobby Control“ zeig-
te, welchen Einfluss Lobbyisten auf die 
Politik in Berlin nehmen. Der „lustigs-
te“ Verein war wohl der „Backzutaten-
verband“. Endpunkt der Führung war 
der China Club, bei dem alleine die 
Mitgliedschaft wohl 10.000 Euro jähr-
lich kostet.

Auf dem Programm stand weiter ein 
Besuch des Willy-Brandt-Museums. 
Am Tag der Abreise besuchte die 
Gruppe noch das Deutsch-Russische 
Museum Berlin-Karlshorst, wo die 
Führung der Wehrmacht am 8. Mai 
1945 die bedingungslose Kapitulati-
on Deutschlands unterzeichnet hatte. 
Die sehr differenzierte und kritische 
Ausstellung des Museums war für 
viele Mitgereiste ein Einblick in die 
Geschichte von Kriegsgefangenen und 
der deutsch-russischen Geschichte 
zwischen 1918 und 1955.

Die nächste Wahlkreisfahrt findet 
Ende Juni statt und wird einen Schwer-
punkt für Jugendliche, Auszubildende 
und Studierende haben und wird ca. 
acht Wochen vor Fahrtbeginn bewor-
ben. Interessierte können sich melden 
beim Bürger*innenbüro Niema Mos-
savat im Heinz-Renner-Haus, Severin-
straße 1., Telefon 81337730.

„Nichts	hören,	nichts	sehen,	
nichts	sagen“	–	das	ist	seit	
mehr	als	zwei	Jahren	die	Stra-
tegie	der	Bundesregierung	zu	
den	illegalen	Tötungen	durch	
US-Drohnen	mit	Unterstützung	
der	US-Militärbasis	im	rhein-
land-pfälzischen	Ramstein.	Die	
Öffentlichkeit	und	die	Abgeord-
neten	werden	belogen.	Schon	
vor	zwei	Jahren	hatten	die	
„Süddeutschen	Zeitung“	und	die	
ARD-Sendung	„Panorama“	auf	
die	Verwicklungen	von	Ramstein	
in	den	US-Drohnenkrieg	hin-
gewiesen.	Am	18.04.2015	griff	
auch	„Der	Spiegel“	das	The-
ma	auf:	Auf	Grundlage	bisher	
geheimer	Dokumente	berich-
tete	er,	dass	die	US-Armee	alle	
tödlichen	Drohnenangriffe	über	
Ramstein	abgewickelt	und	die	
Bundesregierung	seit	Jahren	
davon	gewusst	hat.	

	 Von	MdB	Niema	MovassatDiese Drohneneinsätze finden vor 
allem im Jemen, Pakistan, Afghanistan 
und Somalia statt. Die Piloten sitzen in 
den USA und steuern von da aus die un-
bemannten Flugzeuge. Das Signal wird 
aber nicht direkt übertragen, sondern über 
Ramstein. Anders wäre technisch eine 
Echtzeitverbindung zur Drohne nicht mög-
lich. Ramstein ist somit der entscheidende 
Knotenpunkt für den US-Drohnenkrieg. 
Bisher sind schätzungsweise 6.000 Men-
schen durch diese Einsätze ohne Gerichts-
verfahren hingerichtet wurden – darunter 
mehrheitlich Unschuldige. 

Die Bundesregierung hat gegenüber Abge-
ordneten immer abgestritten, dass Ram-
stein in den US-Drohnenkrieg verwickelt 
sei. Damit hat sie das parlamentarische 
Fragerecht mit Füßen getreten. Das be-
legen die Dokumente, die nun öffentlich 
geworden sind. So wusste die Bundesre-
gierung 2011 schon, dass die USA eine 
Drohnen-Relaisstation in Ramstein instal-
liert haben. Wozu soll die da sein, wenn 
nicht, um im US-Drohnenkrieg eingesetzt 
zu werden? Zudem wurde laut einem in-
ternen Vermerk ausdrücklich festgelegt, 
man wolle Fragen der Abgeordneten „aus-
sitzen“. 

Die Bundesregierung müsste es besser 
wissen: Schon vor einiger Zeit wies der 
ehemalige US-Drohnenpilot Bryant darauf 
hin, dass er sich immer, wenn er seine Ein-
sätze durchführen wollte, er sich in Ram-
stein melden musste, um mit einer Drohne 
verbunden zu werden. Auch eine wichtige 
Analysezentrale für Drohneneinsätze hat 
dort ihren Sitz. Der Ex-NSA-Mitarbeiter 
Drake hat dies vor dem NSA-Untersu-
chungsausschuss bestätigt: Deutschland 
wird als Plattform genutzt, um den Droh-
nenkrieg der USA zu unterstützen.

Drohnenkrieg ist 
völkerrechtswidrig

Der US-Drohnenkrieg ist völkerrechtswid-
rig, weil die Drohnen eben nicht nur in 
Kriegen eingesetzt werden, sondern auch 
in Ländern, mit denen die USA offiziell 
Frieden haben. Laut einem Gutachten des 
wissenschaftlichen Dienstes des Bundes-
tages ist es  „unstrittig“, dass Deutsch-
land völkerrechtswidrige Militäroperati-
onen, die „durch ausländische Staaten 
von deutschem Territorium“ aus durch-
geführt werden, nicht dulden darf. Sollte 
das US-Militär einen Terrorverdächtigen 
„außerhalb eines bewaffneten Konflikts“ 
völkerrechtswidrig per Drohne umbringen, 
könnte dies „eine Beteiligung an einem 
völkerrechtlichen Delikt darstellen“, wenn 
die Bundesregierung davon weiß und nicht 
dagegen protestiert. 
Wenn also die Bundesregierung vom ille-

Tatort	Ramstein

Bundesregierung lügt seit Jahren

galen US-Drohnenkrieg weiß – und nach 
den jüngsten Enthüllungen belegen dies 
die geleakten Regierungsdokumente – 
müsste sie dagegen vorgehen. Das tut 
sie aber nicht und missachtet damit das 
Grundgesetz, das nicht nur das Recht auf 
Leben schützt, sondern auch Handlungen, 
die geeignet sind und in der Absicht vor-
genommen werden, das friedliche Zusam-
menleben der Völker zu stören, verbietet. 
Dr. Björn Schiffbauer vom Institut für Völ-
kerrecht an der Universität Köln stellt klar: 
„Es geht nun einmal um Mord“, und fordert 
wie andere Rechtsexperten, dass gegen 
die Mitarbeiter, die die Datenübertragung 
organisieren, geklagt werden muss.

Bundesregierung weicht 
Fragen aus

Auf der Basis dieser Berichte habe ich, wie 
auch andere Abgeordnete der Fraktion 
DIE LINKE, in zahlreichen Anfragen bei der 
Bundesregierung nach Hintergründen und 
Konsequenzen gefragt. Die Bundesregie-
rung hat in ihren Antworten bislang jede 
„Steuerung“ der Drohnen von deutschem 
Boden aus abgestritten. Dabei wurde nie 
danach gefragt, ob von Deutschland aus 
gesteuert wird, sondern ob Daten über 
Ramstein fließen. Diese Frage ignorierte 

die Bundesregierung schlicht, zuletzt in 
der Fragestunde am 22. April 2015, in der 
Staatssekretär Dr. Brauksiepe die Vorwür-
fe ohne Substanz ausweichend dementier-
te. Zwar schickte die Regierung einen Fra-
gebogen nach Washington, der wurde aber 
nicht beantwortet. Auf zahlreiche Nachfra-
gen meinerseits, wann die Antwort denn 
nun käme, steigerte die Regierung den 
verbalen Grad des Erinnerns des US-Part-
ners: Zunächst wurde „nur“ erinnert, dann  

„fortgesetzt“, „eindringlich“, „mit Nach-
druck“ sowie „fortgesetzt eindringlich“ an 
die Beantwortung des Fragebogens erin-
nert. Das Ganze könnte Satire sein, wenn 
es nicht darum ginge, dass hier Menschen 
durch US-Drohnen ermordet werden.

Blindes Vertrauen der 
Bundesregierung

Mittlerweile hat die Farce ein Ende: Die 
Bundesregierung sieht den Fragekatalog 
als „beantwortet“ an, weil die USA zugesi-
chert haben, dass sie von deutschem Bo-
den aus keine Drohneneinsätze organisie-
ren. Die Bundesregierung glaubt einfach, 
was die USA sagen. Sie will keine Aufklä-
rung, inwiefern US-Standorte in Deutsch-
land am tödlichen Drohnenkrieg der US-
Armee in Afrika und Asien beteiligt sind. 
Das ist nicht nur undemokratisch, sondern 
verletzt auch das Grundgesetz. DIE LIN-
KE fordert die sofortige Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens der Bundesanwalt-
schaft zu den Verwicklungen von Ramstein 
in den Drohnenkrieg. Die Bundesregierung 
muss endlich die Fragen der Abgeordne-
ten wahrheitsgemäß beantworten. Da die 
Beweise erdrückend sind, muss die Bun-
desregierung Ramstein bis zur endgültigen 
Klärung schließen.

Von	MdB	Niema	Movassat

Die Weltbank ist keine normale 
Bank, sondern gehört zu den Ver-
einten Nationen. Offiziell ist sie mit 
dem Ziel angetreten, Armut überall 
auf der Welt zu bekämpfen. Durch 
investigative Recherchen und die 
Analyse von über 6.600 Weltbank-
Dokumenten durch die Süddeut-
sche, den NDR und WDR kam er-
schreckendes ans Licht: Mehr als 
3,4 Millionen Menschen wurden 
durch die Weltbank gewaltsam um-
gesiedelt. Alle Bundesregierungen 
der letzten zehn Jahre tragen als 
viertgrößter Anteilseigner der Welt-
bank Mitverantwortung für die ge-
waltsame Vertreibung der 3,4 Milli-
onen Menschen und die Zerstörung 
der Lebensgrundlagen durch Welt-
bank-Projekte. Sie alle haben die 
Entwicklungsprojekte nicht ernst-
haft kontrolliert. 

In Bajo Aguan (Honduras) herrschen Armut 
und Angst, denn seit Jahren tobt ein andau-
ernder Konflikt, in den auch die Weltbank 
verstrickt ist. Als die Weltbank zu Beginn 

Bundesregierung mitverantwortlich für 
Vertreibungen durch Weltbankprojekte

der 1990er Jahre Kredite für Strukturrefor-
men zur Verfügung stellte, gingen über 75 
Prozent des Vieh- und Ackerlandes in den 
Besitz von Großgrundbesitzern über. 
Damit stieg die Armut der ehemaligen 
Klein- und genossenschaftlich organisier-
ten Bauern massiv an. Seit diesen neolibe-
ralen Strukturreformen ist die Armutsrate 
in Honduras gestiegen, das Bruttoinlands-
produkt sank. Im Konflikt um das kleine 

Tal kamen mehr als 100 Menschen ums 
Leben. Bajo Aguan ist nur eines von vielen 
Beispielen, in denen Menschen zwangs-
umgesiedelt wurden oder starben.
Wenn das Entwicklungsministerium nun 
„große Sorge“ über die Ergebnisse der Re-
cherche äußert, ist das pure Scheinheilig-
keit. Die Kritik an vielen Projekten war der 
Bundesregierung längst bekannt. Sie hat 
aber nie reagiert. Es ist ein Skandal, dass 
eine Institution, die Armut bekämpfen soll, 
durch viele ihrer Projekte Menschenrechte 
und Umweltstandards verletzt und damit 
mehr Armut schafft. Dies hängt auch mit 
der völlig undemokratischen Struktur der 
Weltbank zusammen, in der ärmere Län-
der kaum Mitspracherechte haben. 
Die Bundesregierung muss Projekte der 
Weltbank streng kontrollieren und im Zwei-
fel ablehnen. Sie muss sich dafür einset-
zen, dass Menschen, die wegen Weltbank-
projekten Hab und Gut verloren haben, 
entschädigt werden. Zudem muss sie sich 
für verbindliche soziale und umweltrecht-
liche Mindeststandards engagieren, statt 
sich immer nur mit frommen Worten für 
die Menschenrechte der Ärmsten der Ar-
men einzusetzen. Dazu gehört auch eine 
Stärkung der Weltbank-Safeguards.

MdB Niema Movassat

	 Von	Mathias	HofmannEin Grundeinkommen ist 
ein monetärer Transfer, den 
sich alle Bürgerinnen und Bür-
ger wechselseitig zuerkennen 
und der durch das politische 
Gemeinwesen den Menschen 
ausgezahlt wird – ohne Bedürf-
tigkeitsprüfung und ohne einen 
Zwang zur Erwerbs-/Lohnarbeit 
oder zu anderen Gegenleistun-
gen. Der Transfer wird jedem 
Individuum ohne Bedingungen 
garantiert. 

Wo kommt die
Idee her?

Im Sinne eines regelmäßig zu 
zahlenden Transfers hatte die-
se Idee erstmals der Engländer 
Thomas Spence in „Die Rechte 
der Kinder“ (1796) naturrecht-
lich begründet. Die Einführung 
des Grundeinkommens soll-
te Armut beseitigen. Sie ging 
einher mit der Enteignung der 
adligen Großgrundbesitzer, mit 
dem Aufbau öffentlicher Infra-
struktur und der Ermöglichung 
der demokratischen Beteiligung 
aller an der Gestaltung des Ge-
meinwesens, auch der Frauen. 
Im 19. Jahrhundert propagier-
ten Charles Fourier und sein 
Schüler Victor Considérant das 
Grundeinkommen. Es sollte die 
persönliche Freiheit sichern 
und mit anderen veränderten 
gesellschaftlichen Bedingungen 
die Arbeit frei wählbar und at-
traktiv gestalten. Grundeinkom-
men und das Recht auf eine frei 
gewählte Arbeit, beides Men-
schenrechte, gehörten für sie 
zusammen. 

Im 20. Jahrhundert setzten sich 
insbesondere Erich Fromm und 
Andrè Gorz, zwei weitere linke 
Persönlichkeiten, für das Grund-
einkommen ein. Erich Fromm 
betonte die menschenrechtli-
che und die freiheitsförderliche 
Dimension des Grundeinkom-
mens. André Gorz stützte sich in 
seiner Begründung des Grund-
einkommens insbesondere auf 
Karl Marx und die Veränderun-
gen in der Arbeitswelt heute. 
Fromm betonte vor allem das 
Recht auf Leben, Nahrung und 
Unterkunft, auf medizinische 
Versorgung, Bildung usw.  als 
„dem Menschen angeborenes 
Recht, das unter keinen Um-
ständen eingeschränkt werden 
darf, nicht einmal im Hinblick 
darauf, ob der Betreffende für 
die Gesellschaft ‚von Nutzen‘ 

FAQ	–	Bedingungsloses	Grundeinkommen

Gerechte Verteilung oder nur was für Faulenzer?
Im	Programm	der	

Partei	DIE	LINKE	von	
2011	heißt	es:	„Teile	

der	LINKEN	vertre-
ten	…	das	Konzept	

des	bedingungslosen	
Grundeinkommens,	

um	das	Recht	auf	eine	
gesicherte	Existenz	und	

gesellschaftliche	Teil-
habe	jedes	Einzelnen	

von	der	Erwerbsarbeit	
zu	entkoppeln.	Dieses	

Konzept	wird	in	der	Par-
tei	kontrovers	diskutiert.	
Diese	Diskussion	wollen	

wir	weiterführen.“	Um	
genau	dies	zu	tun,	hier	
einige	„steile	Thesen“	
über	das	bedingungs-

lose	Grundeinkommen.	
Kontroverse	Reaktionen	

sind	erwünscht!

ist“ (Erich Fromm, Gesamtaus-
gabe in 12 Bänden. Band V, 
München 1999 [1966]: 310).

Und dieneoliberalen Ver-
fechter der Idee?

Nicht überall, wo Grundeinkom-
men draufsteht, ist auch Grund-
einkommen drin. Denken Sie an 
die linke Idee der Grundsiche-
rung und der öffentlich geför-
derten Beschäftigung, die von 
den Neoliberalen mal als Grund-
sicherung für Arbeitsuchende 
(Hartz 4), mal als Arbeitsgele-
genheit (1-Euro-Jobs oder Bür-
gerarbeit) ins Gegenteil verkehrt 
wurden. Oder an das Projekt 
Arbeitszeitverkürzung, was zur 
Arbeitsverdichtung missbraucht 
werden kann. Entscheidend 
für ein links-emanzipatorisches 
Grundeinkommen sind dessen 
Ausgestaltung und Verständnis 
als Bestandteil einer emanzi-
patorischen und transformato-
rischen Gesellschaftsverände-
rung.

Das Grundeinkommen muss 
mit weiteren notwendigen ge-
sellschaftlichen Veränderungen 
verbunden werden. Das Grund-
einkommen ist kein Allheilmittel! 
So müssen z.B. ein gesetzlicher 
Mindestlohn, weitere tarifpoliti-
sche und gesetzliche Instrumen-
te der Verkürzung und Umvertei-
lung der Erwerbs-/Lohnarbeit, 
demokratisch organisierte und 
kontrollierte öffentliche Infra-
strukturen und Dienstleistun-
gen, gleiche Rechte und Chan-
cen für Frauen, Menschen mit 
Behinderungen und Migrantin-
nen und Migranten in allen Ar-
beits- und Lebensbereichen und 
die gerechte Umverteilung aller 
notwendigen unbezahlten Arbei-
ten erkämpft werden. 

Die öffentlichen Güter (z.B. Bil-
dung, Gesundheit, gesunde Um-
welt) sind allen zugänglich zu 
machen. Die Gesellschaft muss 
in allen Bereichen (Wirtschaft 
und Finanzen, Kultur, Infrastruk-
turen, Verkehr usw. usf.) radikal 
demokratisiert werden. Das 
Grundeinkommen soll so aus-
gestaltet sein, dass es von oben 
nach unten umverteilt und Ar-
mut beseitigt sowie eine nach-
haltige soziale, wirtschaftliche 
und ökologische Entwicklung 
der Gesellschaft befördert. Die 
Ökonomie muss durch demo-
kratische Prozesse am Bedarf 
der Menschen ausgerichtet wer-
den. 

Reicht eine sanktionsfreie 
Mindestsicherung nicht aus?

Nein. Denn auch wenn die Sank-
tionsfreiheit (also die Freiheit 
vom Zwang zur Arbeit oder zu 
anderen Gegenleistungen) das 
Grundrecht auf eine soziale Ab-
sicherung weitgehend erfüllt, 
gibt es doch einen großen Ma-
kel: Alle bedürftigkeitsgeprüf-
ten, also selektiven monetären 
Transfersysteme bewirken letzt-
lich den Ausschluss einer nicht 
unerheblichen Anzahl armer 
Menschen aus dem Leistungs-
bezug (verdeckte Armut) — eben 
wegen jener selektiven Bedürf-
tigkeitsprüfung, die immer mit 
Stigmatisierungen und Diskri-
minierungen der Betroffenen 
einhergeht. Bei Hartz 4 gibt es 
fast 50 Prozent verdeckt Arme, 
bei der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung sind 
es 68 Prozent. 

Mehr noch, Grund-/Mindestsi-
cherungen spalten die Gesell-
schaft in Transferbeziehende 
und Nichttransferbeziehende. 
Diese Spaltung hatte und hat 
für die Minderheit der Transfer-
beziehenden immer Nachteile – 
von Schmarotzervorwürfen bis 
Forderungen nach Leistungs-
kürzungen, die leider auch von 
vielen Nichttransferbeziehen-
den unterstützt werden. Das 
Grundeinkommen dagegen ist 
für jede und jeden garantiert. 
Es realisiert in vollem Umfang 
das Menschenrecht auf soziale 
Sicherheit und gesellschaftliche 
Teilhabe und bekämpft konse-
quent Armut und Ausgrenzung. 
Außerdem wird mit dem Grund-
einkommen eine Menge unsinni-
ger, entwürdigender und daten-
schutzrechtlich problematischer 
Kontroll- und Überprüfungsbü-
rokratie der Sozialadministrati-
on abgeschafft.

Aber auch Herr
Ackermann bekäme es. Ist 

das nicht ungerecht?

Nein, weil er wie alle Menschen 
einen Anspruch hätte. Zudem 
würde er das Mehrfache an 
Steuern zur Finanzierung des 
Grundeinkommens zahlen. Au-
ßerdem: Würde man bei der 
Auszahlung erst wieder eine Prü-
fung der Bedürftigkeit durch die 
Sozialadministration durchfüh-
ren lassen, dann hätte man die 
eben genannten Probleme und 
Nachteile für die Betroffenen 
am Hals. Übrigens: Auch heu-

te schon gibt es für Reiche die 
Möglichkeit, gebührenfreie und/
oder subventionierte öffentliche 
Infrastrukturen und Angebote zu 
nutzen — kein Mensch verlangt 
dort eine vorherige Bedürftig-
keitsprüfung. Auch hier werden 
bzw. sollten die Reichen zur Fi-
nanzierung dieser Möglichkeiten 
durch Steuern kräftig zur Kasse 
gebeten werden.

Wer würde dann noch 
arbeiten gehen?

Nehmen wir an, diese Frage zielt 
auf eine bestimmte Form der 
Arbeit: die Erwerbs- und Lohn-
arbeit. Dieselbe Frage könnte 
dann auch bezüglich der sankti-
onsfreien Mindestsicherung der 
Partei DIE LINKE gestellt wer-
den, gibt es doch auch da kei-
nen existenziellen Zwang zur Er-
werbs-/Lohnarbeit mehr. Hinter 
dieser Frage steckt die richtige 
Annahme, dass die Menschen, 
wenn ihnen die Ziele und Bedin-
gungen der Arbeit nicht gefallen, 
dieser Arbeit lieber fliehen wür-
den. Das hat schon Karl Marx 
mit seiner Kritik der entfremde-
ten Arbeit festgestellt. 

Deswegen ist es so wichtig, 
dass die Bedingungen der Ar-
beit demokratisch umgestaltet 
werden. So kann sie attrakti-
ver werden, kann Anerkennung 
und Sinn in der Arbeit gefunden 
werden. Letztlich müssen über 
das Ob, das Was und das Wie 
der notwendigen Produktion 
die Arbeitenden, die Konsumie-
renden, aber auch die anderen 
von der Produktion unmittel-
bar oder mittelbar Betroffenen 
(z.B. die Anwohnerinnen und 
Anwohner, letztlich die gesamte 
Bevölkerung) entscheiden. Das 
Grundeinkommen verbürgt da-
bei die Freiheit jedes Einzelnen, 
auch mehrheitlich gefassten 
Entscheidungen nicht verant-
wortungslos folgen zu müssen 
und dennoch in existenzieller 
Sicherheit leben zu können und 
materiell für die politisch-demo-
kratische Teilhabe abgesichert 
zu sein. 

Ist das nicht nur ein Kom-
bilohn?

Nein: Kombilohn ist Niedriglohn 
plus staatliche Transfers. Nun 
wird das Grundeinkommen aber 
erstens mit einem Mindestlohn 
verbunden. Daher existieren 
auch keine Niedriglöhne mehr. 
Und zweitens stärkt es die 

Verhandlungsmacht der Lohn-
abhängigen und von deren Or-
ganisationen enorm, es ist fak-
tisch ein gesichertes Streikgeld. 
Heute müssen sich nämlich 
Lohnabhängige bei Strafe der 
Existenznot faktisch fast allen 
unökologischen, unsozialen und 
prekarisierenden Auswirkungen 
und Bedingungen der Arbeit 
beugen.

Was hat das Grund-
einkommen mit Antikapita-

lismus zu tun?

Sehr viel. Wenn Kapitalismus 
geprägt ist durch den existen-
ziellen Zwang zum Verkauf der 
Ware Arbeitskraft zwecks Re-
produktion des Kapitals, dann 
lockert das Grundeinkommen 
diesen Zwang enorm – und zwar 
auf individueller Ebene und da-
durch, weil es ja für alle gilt, 
auf gesellschaftlicher Ebene. Es 
drängt geradezu zur Gestaltung 
neuer Formen der notwendigen 
Produktion, zu solidarischen 
und am Bedarf der Menschen 
orientierten Ökonomien, beför-
dert die radikale Demokratisie-
rung der Wirtschaft und damit 
die demokratische Aneignung 
der Lebens- und Produktionsbe-
dingungen.

Mit dem Grundeinkommen wird 
der Anteil des Einkommens 
durch Arbeit vergesellschaftet, 
der sowieso allen Menschen 
gehört: alle natürlichen und (his-
torisch-) kulturellen Grundlagen 
und Voraussetzungen der Ar-
beitsproduktion. Ebenso werden 
alle unbezahlten, aber notwendi-
gen Tätigkeiten wie Haus-, Sor-
ge- und Pflegearbeiten und das 
bürgerschaftliche Engagement 
der Menschen – ca. 2/3 der 
gesellschaftlich notwendigen 
Arbeit – durch das Grundein-
kommen allen gesellschaftlich 
zuerkannt. 

Schon Karl Marx wusste, dass 
in einer hochgradig verwissen-
schaftlichten und arbeitsteiligen 
Gesellschaft die Wertschöpfung 
des Einzelnen überhaupt nicht 
exakt dem Einzelnen zuzurech-
nen ist. Daher plädierte er ja 
auch für eine andere Produk-
tions- und Distributionsweise, 
die den überholten bürgerlichen 
Horizont der Verteilung gemäß 
der Wertschöpfung überschrei-
tet. Das Grundeinkommen be-
deutet, wie die öffentlichen, z.T. 
gebührenfreien Infrastrukturen 
und Dienstleistungen, letzt-

lich eine emanzipatorische und 
transformatorische Vergesell-
schaftung gemeinschaftlichen 
Eigentums, die dem tatsäch-
lichen Entwicklungsstand der 
Produktivkraftentwicklung ent-
spricht.

Wie stehen Feministinnen 
zum Grundeinkommen?

Unterschiedlich. Viele befür-
worten das Grundeinkommen, 
weil es Frauen ökonomisch un-
abhängiger von den Männern 
macht. Die Befürworterinnen 
betonen aber auch immer, dass 
selbstverständlich weitere ge-
sellschaftliche Veränderungen 
erfolgen müssen, z.B. um die 
geschlechtergerechte Verteilung 
der notwendigen Arbeit jenseits 
der Erwerbsarbeit und die glei-
chen Arbeitsbedingungen (z. 
B. Löhne) in der Erwerbsarbeit 
für Frauen zu erreichen. Diese 
Veränderungen und dazu nötige 
Instrumentarien sind in einem 
links-emanzipatorischen Grund-
einkommenskonzept enthalten. 
Ebenso ist das Ansinnen vieler 
linken Feministinnen, erstens 
die Ökonomie und Arbeit in ihrer 
Ganzheit zu sehen und zweitens 
diese an den Bedürfnissen zu 
orientieren, fest in links-emanzi-
patorischen Grundeinkommens-
konzepten verankert. 

Es gibt aber auch Feministinnen, 
die das Grundeinkommen nicht 
befürworten. In der Regel sind 
dies diejenigen, die die kapita-
listische Ökonomie und entfrem-
dete Arbeit nicht grundsätzlich 
in Frage stellen bzw. das Grund-
einkommen nur als eine isolierte 
Maßnahme missverstehen.

War denn aber nicht 
eine geldlose Gesellschaft 

eine linke Vision? 

Ja, natürlich. Trotzdem werden 
in jeder Gesellschaft, in der 
nicht ein schlaraffenlandartiger 
Überfuss an allen Gütern und 
Dienstleistungen gegeben ist, 
immer Zuteilungsmittel oder 
Anteilsscheine für diese Güter 
und Dienstleistungen verteilt – 
im Falle des Grundeinkommens 
dann in fernerer Zeit eben nicht 
mehr in Geldform. Bei öffentlich 
zugänglichen Infrastrukturen 
und Dienstleistungen kann eine 
monetäre Form der Umvertei-
lung durch eine Gebührenfrei-
heit dieser Angebote ebenfalls 
überwunden werden.

Und international? 

Heute leben wir auf Kosten der 
ausgebeuteten „Entwicklungs-
länder“. Diese müssen aus dem 
Würgegriff von IWF, Weltbank 
und Freihandelsabkommen be-
freit werden und endlich die 
Chance für eine eigenständige 
Entwicklung erhalten. Das heißt 
auch, dass Deutschland seinen 
Exportimperialismus aufgeben 
müsste und manche liebgewon-
nene billige Ware aus dem glo-
balen Süden teurer wird oder gar 
vom Markt verschwindet. Das 
Grundeinkommen selbst ist ein 
globales soziales und politisches 
Recht, ein realisiertes Men-
schenrecht auf soziale Sicher-
heit und politische, kulturelle 
und soziale Teilhabe. Linke sind 
Internationalisten – daher strei-
ten Linke auch für die Durch-
setzung dieser globalen Rechte. 
Auch dafür, dass kein Mensch 
mehr aus Gründen der existen-
ziellen Not und Ausgrenzung 
sein Land, seine Familie, seine 
Heimat, seine Kultur verlassen 
muss.

Der Autor ist 
Mitglied der 
Landesarbeits-
gemeinschaft 
Bedingungs-
loses Grund-
einkommen 
der Partei DIE 
LINKE. NRW

Foto: David Underwood / U.S. Air Force (gemeinfrei)
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In mittlerweile über 500 deutschen 
und weiteren europäischen Städ-
ten dienen Stolpersteine als unauf-
dringliches, aber allgegenwärtiges 
Mahnmal für die Opfer des National-
sozialismus. Die vor den ehemaligen 
Wohnhäusern – dem letzten freiwillig 
gewählten Wohnort der Verfolgten –  
in das Pflaster eingelassenen Steine 
fungieren als ein Schwarmdenkmal, 
das mit jedem zusätzlichen Element 
an Eindringlichkeit gewinnt. Denn die 
auf den Steinen befestigten Messing-
tafeln weisen die biografischen Daten 
der von den Nationalsozialisten dis-
kriminierten und häufig ermordeten 
Menschen auf.
Durch das Engagement der Bürger-
initiative „Stolpersteine in Essen-Süd“, initiiert 
von Günter Hinken, Melanie Rudolph, Reinhard 
Völzke und Sabine Weiler, ist dieses Denkmal 
nun um 25 Pflastersteine reicher. Die Gruppe von 
Nachbarinnen und Nachbarn aus Rüttenscheid 
hat die dortige Verlegung in Zusammenarbeit mit 
dem Historischen Verein für Stadt und Stift Essen 
e.V. organisiert. Zusätzlich zu diesen 25 Stolper-
steinen im Essener Süden wurden am 28. April 
in Essen-Steele weitere 14 Stolpersteine verlegt.

Die Von-Seeckt- und die Von-Einem-Straße in 
Rüttenscheid standen im Januar 2013 schon 
einmal im be-
zirkspolitischen 
Fokus: Ein Bür-
ge rentsche id 
v e r h i n d e r t e 
die von der 
Bezirksvertre-
tung 2 bereits 
beschlossene 
Rückbenennung 
in Irmgard- und 
Or trudstraße, 

so dass die Straßennamen 
bis heute an ideologische 
Wegbereiter des Faschis-
mus erinnern. Die damaligen 
Recherchen in den beiden 
Straßen waren für die Bür-
gerinitiative Startpunkt für 
eine zweijährige Spurensuche 
nach Opfern des Nationalso-
zialismus. Durch aufwändige 
Nachforschungen wurden 
bewegende, von der faschis-
tischen Diskriminierung und 
Unterdrückung geprägte Ein-
zelschicksale ehemaliger jü-
discher Bewohnerinnen und 
Bewohner der beiden Straßen 
rekonstruiert.

Die Bürgerinitiative hat im Zuge der Stolperstein-
Verlegung eine umfangreiche Broschüre gestaltet, 
die die Lebenswege der jüdischen Bewohnerinnen 
und Bewohner in der Von-Seeckt- und Von-Einem-
Straße nachzeichnet. Außerdem wurden eine 
Informationsveranstaltung zum Thema „Erinne-
rungskultur für Essen“ und in Kooperation mit 
dem Künstlerduo Sago eine Benefizveranstaltung 
organisiert.

Die Stolpersteine erinnern uns jedoch nicht nur 
an die tragischen Lebensumstände von Jüdinnen 

und Juden im Nationalsozialismus. 
Sie sind ebenso ein Beleg dafür, 
dass Ausgrenzung und Verfolgung 
inmitten der Nachbarschaft eines 
gutbürgerlichen Wohnviertels 
möglich waren, vor den Augen der 
nicht-jüdischen Anwohnerinnen 
und Anwohner. Sie mahnen damit 
einen respektvollen und helfen-
den Umgang mit bedrängten und 
verfolgten Menschen auch in der 
Gegenwart an.

Rüttenscheid/Essen-Süd:

Stolpersteine zur 
Erinnerung

Ausgehtipps
Dienstag, 5. Mai 2015, 10 Uhr
Erwerbslosenfrühstück für Be-
troffene und Angehörige im 
Heinz-Renner-Haus, Severin-
straße. 1, Innenstadt

Dienstag, 5. Mai 2015, 10 Uhr
Alternative Stadtrundfahrt des 
ev. Kirchenkreises zu Stätten 
des Widerstands und der Ver-
folgung während der NS-Zeit, 
Treffpunkt. Busbahnhof am 
Hauptbahnhof-Südseite, Teil-
nahmegebühr 5,00 Euro

Dienstag, 5. Mai 2015, 19 Uhr
Ev. Kirchenkreis: Friedensjour-
nalismus, Vortrag und Diskussi-
on mit Tilman Wörtz, Marktkir-
che/Porschekanzel, Innenstadt

Mittwoch, 6.Mai 2015, 19 Uhr
Friedensforum Essen: Stille 
Helden aus Essen, Lesung mit 
Walter Kern im Rahmen des Pro-
gramms von „Peace Counts“, 
Marktkirche/Porschekanzel, 
Innenstadt

Freitag, 8. Mai 2015, 12 Uhr
Bündnis 8. Mai: 70 Jahre Befrei-
ung vom Faschismus, Seminar-
tag im DGB-Haus, Teichstraße 
4, Innenstadt, abends: Befrei-
ungsparty im Jugendkeller

Freitag, 8. Mai 2015, 17 Uhr
Bündnis 8. Mai: In Essen ist 
kein Platz für Faschist*innen, 
Kundgebung mit Live-Musik, Al-
tenessener Straße/Ecke Wink-
hausstraße gegenüber dem Al-
leecenter

Freitag, 8. Mai 2015, 22 Uhr
Schauspiel Essen: Nachtlesung 
zu 70 Jahren Kriegsende, bis 
Samstag um 9 Uhr, Grillo-The-
ater, Theaterplatz 1, Innenstadt

Samstag, 9. Mai 2015, 10 Uhr
Essener Friedensforum: Stadt-
rundfahrt zu Stätten des Wi-
derstands und der Verfolgung 
während der NS-Zeit, Busbahn-
hof am Hauptbahnhof-Südseite, 
Innenstadt

Montag, 11. Mai, 20 Uhr
Ev. Kirchenkreis: Die Nach-
kriegszeit im Ruhrgebiet, Podi-
umsdiskussion, Kreuzeskirche 
am Weberplatz, Innenstadt

Mittwoch, 15. Mai 2015, 19 
Uhr
DIE LINKE. Essen: Kinderarmut 
in Essen, Gaststätte „Sternquel-
le“, Schäferstraße 17, Südviertel

Dienstag, 19. Mai 2015, 10 
Uhr
Erwerbslosenfrühstück für Be-
troffene und Angehörige im 
Heinz-Renner-Haus, Severin-
straße. 1, Innenstadt

Mittwoch, 20. Mai 2015, 18 
Uhr
Ratsfraktion DIE LINKE. Essen: 
Flächenfraß oder notwendige 
Wirtschaftsförderung? Podi-
umsdiskussion, Zeche Carl, 
W.-Nieswandt-Allee 100, Alten-
essen

Mittwoch, 20. Mai 2015, 19 
Uhr
Essener Friedensforum: Die Po-
litik der Friedenslogik, VHS am 
Burgplatz, Innenstadt

Donnerstag, 28. Mai 2015, 
19 Uhr
DIE LINKE. Essen: Was ge-
schieht wirklich in der Ukraine? 
Im Gespräch mit MdB Andrej 
Hunko, Heinz-Renner-Haus, Se-
verinstraße. 1, Innenstadt

Montag, 1. Juni 2015, 19 Uhr
Rosa-Luxemburg-Club Essen: 
Versagen mit System – Braucht 
es den Verfassungsschutz? 
Diskussion mit Prof. Martin 
Kutscha, VHS am Burgplatz, In-
nenstadt

Dienstag, 2. Juni 2015, 20 
Uhr
Erwerbslosenfrühstück für Be-
troffene und Angehörige im 
Heinz-Renner-Haus, Severin-
straße. 1, Innenstadt

Dienstag, 2. Juni 2015, 20 
Uhr
Kulturimpuls Grundeinkommen, 
Heinz-Renner-Haus, Severin-
straße. 1, Innenstadt

Mittwoch, 10. Juni 2015, 19 
Uhr
DIE LINKE. Essen: Bedingungs-
loses Grundeinkommen, Gast-
stätte „Sternquelle“, Schäfer-
straße 17, Südviertel

Der DGB Ruhr und die 
Gewerkschafter*innen für 
den Frieden rufen auf zu 
einer Kundgebung aus An-
lass des 70. Jahrestages 
des Kriegsendes und der 
Befreiung vom Faschis-
mus am 9. Mai 2015 nach 
Bochum. Beginn ist um 13 
Uhr am Kurt-Schumacher-
Platz. Im Aufruf heißt es: 

Es ist an der Zeit … und wir sa-
gen:
JA! zur Abrüstung, zu Rüstungs-
konversion und ziviler Konflikt-
bearbeitung! 
NEIN! zu Krieg, zu Gewalt und zu 
mehr Militär und Hochrüstung!
Im 70. Jahr nach der Befreiung 
schauen wir besorgt auf die 
Entwicklung in unserer Welt, in 
Europa und im eigenen Land. 
Kriege dürfen kein Mittel zur 
Konfliktlösung sein. Unsere 
Hoffnung auf eine Welt des 
Friedens, der Demokratie und 
sozialer Gerechtigkeit ist längst 
nicht erfüllt. Im Gegenteil, große 
Teile der Welt sind von kriegeri-
schen Brandherden überzogen 
und auch in Europa nimmt die 
Kriegsgefahr zu.

JA! zur Solidarität mit Flüchtlin-
gen und sozialer Asylpolitik! 
NEIN! zu Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit! 

Das politische Klima in Deutsch-
land und anderen EU-Staaten 
ist von Widersprüchen geprägt. 
Einerseits gibt es die Drohung 
durch einen neuen „Kalten 
Krieg“ sowie eine bedrückende 
Entwicklung, in der rechte Par-
teien und rechtspopulistische 
Bewegungen wie Pegida vie-
lerorts Zuspruch bekommen. 
Andererseits gehen Menschen 
zahlreich für Frieden und eine 
weltoffene Gesellschaft auf die 
Straße. 

Wir wollen uns den  Problemen 
der Menschen und den gesell-
schaftlichen und wirtschaftli-
chen Fragen stellen, indem wir 
Lösungen aufzeigen, die von 
Solidarität, Demokratie und 
sozialem Fortschritt getragen 
werden. Mit neuen Initiativen 
der Aufklärung und der Ver-
antwortung für eine humanere 
Welt wollen wir uns gemeinsam 
engagieren und damit im eige-
nen Land beginnen. Wir wollen 

Widerstand gegen soziale Unge-
rechtigkeit und Fremdenfeind-
lichkeit leisten und dafür Kräfte 
bündeln und Menschen mobili-
sieren.

JA! zu UMfairTEILUNG und 
zu einer Politik wirtschafts-
politischer Vernunft!

Gewerkschafter*innen	für	den	Frieden

Kundgebung in Bochum am 9. Mai

Vermischtes

Corinna Ernst vertritt DIE LIN-
KE in der Bezirksvertretung 
für Rüttenscheid, Bergerhau-
sen und Stadtwald

Die Bürgerinitiative „Stolpersteine in 
Essen-Süd” bittet um Spenden auf fol-
gendes Konto bei der Sparkasse Essen, 
um ihre Arbeit weiterführen zu können: 

Kontoinhaber: 
Stolpersteine in Essen-Süd
Kontonummer: 
DE 44 3605 0105 0000 2634 26
Stichwort: Stolperstein-Projekt

Foto: 

NEIN! zu Spardiktaten und 
Austeritätspolitik!

Die neoliberale Politik hat maß-
geblich zur Verschärfung der 
aktuellen Krise(n) beigetragen. 
Wir wollen unseren Beitrag für 
einen Politikwechsel in Deutsch-
land leisten und damit eine 
wichtige Voraussetzung für eine 
Neuausrichtung eines sozialen 
und demokratischen Europas 
unterstützen. Wir wollen dem 
Druck der Finanzmärkte, der 
ungerechten Reichtumsvertei-
lung und einer Politik der Spar-
diktate, dem Lohndumping, der 
Aushöhlung der Tarifrechte und 
dem Bankrott der kommunalen 
Daseinsvorsorge in Städten und 
Gemeinden entgegen wirken. 
Wir verstehen uns als mobilisie-
render Teil der sozialen Bewe-
gungen.

Wir begrüßen den Aufruf 
„Europa neu begründen“ 
und rufen dazu auf, den 
dringend notwendigen Po-
litikwechsel in Deutsch-
land und Europa aktiv und 
machtvoll zu unterstützen! 

Tschechien	wird	vom	22.	
Juni	bis	3.	Juli	2015	mit	
mehr	als	400	Soldaten	

gemeinsam	mit	den	
USA,	Ungarn,	Litauen	
und	der	Slowakei	ein	

gemeinsames	NATO-Ma-
növer	in	Boletice	durch-

führen.	Geübt	werden	
sollen	erstmals	gemein-

same	Abschüsse	von	
Boden-Luft-Raketen	mit	

kurzer	Reichweite.	Nach	
Angaben	der	„FAZ“	hat	

die	tschechische	Regie-
rung	mitgeteilt,	dass	es	
eine	Bedrohung	„durch	

die	Eskalation	der	Span-
nung	zwischen	Russland	

und	der	Ukraine“	gäbe.	
Bei	der	Militärübung	soll	

ein	Luftangriff	auf	ein	
europäisches	Nato-Mit-
glied	simuliert	werden.

	 Von	Tobias	PflügerZeitgleich hat am 20. März 
2015 das Parlament in Sofia der 
Errichtung eines Kommandozen-
trums in Bulgarien zugestimmt. 
Dieses Kommandozentrum ist 
Teil der beim NATO-Gipfel 2014 
in Wales beschlossenen neuen 
permanenten NATO-Militärinfra-
struktur in sechs östlichen NA-
TO-Staaten (Estland, Lettland, 
Litauen, Polen, Rumänien und 
Bulgarien) für die neue schnelle 
Eingreiftruppe der NATO. Be-
schlossen wurde ein so genann-
ter „Readiness Action Plan“. 
„Deutschland wird sich auch mit 
circa 25 Soldaten an sogenann-
ten logistischen Stützpunkten 
beteiligen. Sie sollen in sechs 
osteuropäischen Ländern eine 
mögliche Ankunft der Speerspit-
ze vorbereiten – und das bereits 
in diesem Jahr“, so die Mittei-
lung der Bundeswehr. 
Diese „Speerspitze“ der NATO 
wird unter Führung Deutsch-

Aufrüstung	

Deutschland führt Speerspitze der NATO

lands derzeit aufgebaut. Die 
Bundeswehr teilt dazu auf ihrer 
Homepage stolz mit: „Auf dem 
Treffen der NATO-
Verteidigungsminis-
ter am 5. Februar 
in Brüssel wird die 
Rolle der Bundeswehr im Mi-
litärbündnis künftig gestärkt. 
Deutschland wird sich führend 
am Aufbau der sogenannten 
NATO-Speerspitze beteiligen, 
zum Schutz der NATO-Ostflan-
ke.“ Insgesamt soll die bisherige 
NATO-Eingreiftruppe auf 30.000 
Soldaten erhöht werden, davon 
soll ein Teil (5000 Soldaten) als 
Elitetruppe schon ab 2016 inner-
halb von Tagen eingesetzt wer-
den können. 

Die Bundeswehr beteiligt sich 
mit 2.700 Soldaten an der 
Speerspitze der NATO (also 
der Hälfte der Elitetruppe). Mit 
dabei sind sicher das Panzer-

grenadierbataillon 371 aus Ma-
rienberg in Sachsen und das 
Deutsch-Niederländische Korps 

aus Münster so-
wie weiteren ca. 
1.000 Soldaten, 
die auch aus der 

Luftwaffe oder der Marine kom-
men können. Ursula von der 
Leyen (CDU) sieht in der neuen 
schnellen NATO-Eingreiftruppe 
„ein Zeichen der Geschlossen-
heit und der Entschlossenheit“ 
der NATO, die dadurch „flexibler, 
schneller und reaktionskräfti-
ger“ werde. 

Welche Dimension diese Speer-
spitze der NATO haben soll 
macht der der NATO-Oberkom-
mandierende Philip Breedlove 
deutlich: „Die Arbeit, die wir hier 
gegenwärtig leisten, ist die größ-
te Herausforderung seit dem 
Kalten Krieg.“ Und weiter: „ich 
habe viele Jahre an der Seite eu-

ropäischer Alliierter gedient und 
nie eine größere Entschlossen-
heit gesehen.“
Zu den dauerhaften Stationie-
rungen der NATO kommen der-
zeit ziemlich viele Manöver in 
der Nähe zu Russland. Auch hier 
ist die Rolle der Bundeswehr 
auffallend: Derzeit sind „nur“ ca. 
2.500 Soldaten der Bundeswehr 
im Auslandseinsatz. Doch der 
Inspekteur des Heeres, General 
Bruno Kasdorf, schätzt, so die 
„Frankfurter Rundschau“, „mehr 
als 5.200 deutsche Soldaten 
werden im Lauf dieses Jahres 
ihren Dienst in einem der neuen 
osteuropäischen NATO-Staaten 
tun.“
Ein Beispiel für ein solches 
Manöver ist „Depex“ im Juni, 
dabei sollen tausende NATO-
Soldaten aus Deutschland und 
anderen Staaten mit „Gerät und 
Gefechtsstand“ innerhalb von 
Tagen nach Zagan in Polen ge-

bracht werden und sich dort für 
ein Manöver aufbauen. 
Der Blog  „augengeradeaus.
net“ hat eine Zusammenstel-
lung bevorstehender Manöver 
und Übungen der 
NATO mit Bundes-
wehr-Beteiligung 
in Osteuropa ge-
macht und kommt 
von März bis November auf 16 
hochrangige Manöver mit deut-
scher Beteiligung. All diese NA-
TO-Manöver dienen nicht dem 
Frieden. 
Wir müssen deutlich machen, 
dass diese aufgeführten NATO-
Maßnahmen Aufrüstung sind 
und in Richtung heißer Krieg 
gegen Russland gehen. Sämt-
liche Stationierungen und Ma-
növer der NATO an der Grenze 
zu Russland müssen gestoppt 
werden, die NATO-Eingreiftrup-
pe muss aufgelöst statt ausge-
baut werden. Die NATO ist ein 

Kriegsführungs- und Kriegsvor-
bereitungsbündnis. Zum Jah-
restag des völkerrechtswidrigen 
NATO-Angriffs auf Jugoslawien 
(20. März 1999) mit deutscher 

Beteiligung müssen 
wir die Forderung 
nach Auflösung der 
NATO und dem Aus-
tritt aus den militä-

rischen Strukturen der NATO 
verstärkt formulieren. Ich würde 
mir auch wünschen, dass das er-
gänzt wird durch die Forderung 
nach einer Kündigung der NATO-
Mitgliedschaft Deutschlands. 

Sämtliche Kriegsinfrastruktur 
in Deutschland – ob von der 
Bundeswehr oder von US- oder 
britischen Truppen – müssen 
muss Stück für Stück abge-
rüstet werden. Aktionen vor 
dieser Kriegs- und Kriegsvorbe-
reitungs-Infrastruktur der NATO 
sind zu begrüßen.

Veranstaltungsankündigung

Was geschieht wirklich 
in der Ukraine?

Die Ukraine-Krise beschäftigt die Menschen bei uns und auch 
über Europa hinaus. Wird hier ein neuer „Kalter Krieg“ West 
gegen Ost entfesselt? Welche Interessen verfolgen die Konflikt-
parteien im Land? Welche Interessen verfolgen die Europäische 
Union, die USA, die NATO oder Russland? Wie kann der Konflikt 
gelöst werden? 

Über diese und andere Fragen laden wir zum Gespräch mit An-
drej Hunko, Bundestagsabgeordneter für DIE LINKE aus Aachen. 
Gemeinsam mit seinem Fraktionskollegen Wolfgang Gehrcke be-
reiste er mehrfach die Ukraine und Russland. Bei seinem letzten 
Besuch im November traf er Regierungsvertreter und Oppositio-
nelle in der West- und Ostukraine. Wir dürfen gespannt sein, was 
er uns zu berichte hat.

Donnerstag, 28. Mai 2015, 19.00 Uhr
Heinz-Renner-Haus, Severinstraße 1, 

Essen-Innenstadt

	 von	Herbert	BußfeldIm letzen Halbjahr war 
der Spielverlauf auf so man-
cher Sportanlage: treten, 
schlagen, Krankenwagen, 
Polizei, Spielabbruch. Trotz 
teilweise ausgesprochen 
harter Strafen für die Ver-
ursacher haben die Vereine 
das Problem noch nicht im 
Griff. Zur Befriedung auf un-
seren Sportanlagen müssen 
vor allen die Vereinsvorstän-
de in die Pflicht genommen 
werden. Sie müssen die 
Begriffe Anstand, Moral und 
Fairness ihren Sportlern, 
Trainern und Zuschauern, 
aber auch so manchen El-
tern vermitteln.
Nun hat der Essener Sportbund (ESPO) 
mit den Fußballkreisen 12 (Essen Süd-
Ost) und 13 (Essen Nord-West), durch 
die Unsportlichkeiten aufgeschreckt, 
eine „Selbstverpflichtung gegen Gewalt 
im Sport in Essen“ für alle Fußballver-

eine verfasst. Vor-
stände, die diese 
Verpflichtung nicht 
anerkennen oder sich 
ihr zuwider verhal-
ten, müssen mit dem 
Ausschluss ihrer Ver-
eine aus dem ESPO 
rechnen. Bedingt 
dadurch könnten sie 
ihre Trainingsanlagen 
verlieren und aus dem 
Landessportbund und 
dem Fußballverband 
ausgeschlossen wer-
den.
Nach Informationen 
des 1. Vorsitzenden 
des Fußballkreises 13 
(Nord-West),  Thors-
ten Flügel, fehlten bis 

zum 20. April 2015 nur noch die Unter-
schriften von 11 Fußballvereinen aus 
ganz Essen. Dieses lässt hoffen, dass in 
Zukunft der Sport für uns alle wieder die 
schönste Nebensache der Welt wird.

Gewalt	auf	unseren	Fußballplätzen

Bleibt die 
Fairness auf der 

Strecke?

Selbstverpflichtung 
gegen Gewalt im Sport

Mit	großer	Sorge	stellen	wir	fest,	dass	Gewalt	 im	Sport,	 insbesondere	bei	
Fußballspielen,	auch	 in	Essen	zugenommen	hat	und	es	 immer	häufiger	zu	
körperlichen	 und	 verbalen	 Entgleisungen,	 zu	 Angriffen	 auf	 Schiedsrichter	
und	zu	Spielabbrüchen	kommt.	Gleichfalls	 ist	 festzustellen,	dass	auch	Zu-
schauer	 sich	 immer	 wieder	 zu	 verbalen	 Attacken	 und	 sogar	 Schlägereien	
hinreißen	lassen.	

Alle,	für	die	Sport	ein	Stück	Heimat	oder	einfach	„schönste	Nebensache	der	
Welt“	ist,	sind	aufgefordert,	sich	das	nicht	zerstören	zu	lassen.	Gewalt	löst	
kein	Problem,	bringt	keine	Punkte	und	zerstört	das,	was	den	Sport	eigentlich	
ausmacht,	nämlich	Teamfähigkeit,	Fairness,	Toleranz	und	Integration.	Gefor-
dert	sind	mehr	denn	je	Mut	zur	Zivilcourage	und	Entschlossenheit.	Auf	uns	
alle	und	damit	auf	jede	und	jeden	Einzelne(n)	kommt	es	an.	

Die	Sportvereine	der	Stadt	setzen	sich	für	einen	gewaltfreien	Sport	ein,	in	
dem	kein	Platz	ist	für	jede	Form	der	verbalen,	psychischen,	sexualisierten,	
rassistischen	oder	körperlichen	Gewalt.	Wir	fordern	alle	Essenerinnen	und	
Essener	und	insbesondere	alle	aktiven	Sportlerinnen	und	Sportler	auf,	ein	
Zeichen	gegen	Gewalt	 zu	setzen	und	durch	 ihr	aktives	Engagement	diese	
Selbstverpflichtung	zu	unterstützen.	

Essen,	30.	März	2015

Herbert Bußfeld vertritt DIE 
LINKE als sachkundiger Bür-
ger im Sportausschuss

Der	 Rosa-Luxemburg-Club	 Es-
sen	 organisiert	 den	 Rahmen	
für	 politische	 Debatten,	 die	 im	
Wahnsinn	 des	 persönlichen	 und	
politischen	 Alltags	 vielleicht	 et-
was	 zu	 kurz	 kommen.	 So	 griff	
der	 Club	 im	 März	 die	 aktuelle	
und	umstrittene	Forderung	nach	
einem	 „Sexkaufverbot“	 auf.	 Ein-
geladen	waren	Mithu	Sanyal,	die	
sich	 wissenschaftlich	 mit	 dem	
Thema	 Prostitution	 beschäftigt,	
Manuela	 Schon,	 Autorin	 des	
Blogs	 „diestoerenfriedas.de“,	
und	Jana	Koch-Krawczak,	die	von	
ihrer	Zeit	als	Prostituierte	berich-
tete.	 Leider	 hatte	 Astrid	 Grabb	
von	 der	 Prostituiertenselbsthilfe	
Madonna	 e.V.	 wegen	 Krankheit	
kurzfristig	absagen	müssen.

Es entwickelte sich auf dem 
Podium und unter den knapp 
50 Anwesenden eine lebhafte, 
teilweise emotional geführte 
Diskussion unter anderem zu 
den Fragen, inwiefern Prosti-

tution mit Gewalt verbunden 
ist, ob man von „freiwilliger“ 
Sexarbeit sprechen kann, ob 
sich Sexarbeit von anderen 
Berufen unterschiedet und ob 
ein Sexkaufverbot die Lage der 
Sexarbeiter*innen verschlech-
tern würde. Es wurde auch die 
Meinung vertreten, dass statt 
eines Sexkaufverbots andere 
gesellschaftliche Rahmenbe-

dingungen geändert werden 
müssten – zum Beispiel wurde 
über die Einführung eines bedin-
gungslosen Grundeinkommens 
nachgedacht.
Auch wenn die Veranstaltung 
nicht zu einem eindeutigen Er-
gebnis gekommen ist, wurde 
doch ein umfassender Über-
blick über die Argumente in der 
aktuellen Debatte gegeben. Es 

Veranstaltungsbericht

Nützt oder schadet ein Sexkaufverbot?

wurde mehrfach der Wunsch 
geäußert, das Thema fortzuent-
wickeln.
Der Rosa-Luxemburg-Club Es-
sen organisiert in diesem Jahr 
weitere Veranstaltungen – hof-
fentlich mit ähnlichem Erfolg. 
Am 1. Juni wird Prof. Martin 
Kutscha, Staats- und Verwal-
tungsrechtler aus Berlin, die 
Verbindungen des  Verfassungs-

schutzes zum NSU beleuchten. 
In diesem Zusammenhang wird 
die Frage diskutiert, ob der 
Verfassungsschutz abgeschafft 
werden sollte. 

Am 1. Oktober 
wird es eine Ver-
anstaltung mit 
Kai Degenhardt, 
Sohn des 2011 
ve r s to rbenen 
Liedermachers 
Franz Josef De-
genhardt, über 
das „politische 
Lied“ geben. 
Weitere Themen 
sind in Planung. 
Der Club freut 

sich Über Mitwirkende und Ko-
operationsangebote. Die Treffen 
finden immer am dritten Don-
nerstag im Monat statt. Weitere 
Informationen finden sich unter 
www.rlc-essen.de. Dort kann 
die Veranstaltung auch „nach-
gehört“ werden.

Ernesto 
Klengel ist 
aktiv im RLC
EssenAuf dem Podi-

um: Von links 
nach rechts: 
Jana Koch-
Krawczak,
Manuela 
Schon, Esther 
Glück (Mode-
ration) und 
Mithu Sanyal

Der Autor ist 
stellvertre-
tender Vor-
sitzender der 
Partei DIE 
LINKE und 
Vorstands-
mitglied der 
Informati-
onsstelle 
Militarisie-
rung (IMI) in 
Tübingen

Wie mit der 
Aufrüstung 
umgehen? 

Manöver gegen 
Russland 

© Deutscher Bundestag/Lichtblick/Achim Melde



Punkten

will die FDP im Oberbürgermeister-
Wahlkampf mit ihrem Schatzmeister Chris-
tian Stratmann (64), dem Bruder des be-
kannten Kabarettisten. Ganz optimistisch 
sieht sie zwischen Kufen und Paß ganz viel 
Spielraum für die „bürgerliche Mitte“. Wir 
empfehlen: Halten Sie es mit Ihrem Kolle-
gen Witzel, der neulich angesichts der 
Bergschäden unter heimischen Bahntras-
sen forderte, den „Problemen tiefer auf 
den Grund“ zu gehen. Da wird Ihr Bruder 
doch das eine oder andere Wortspiel für 
Sie übrig haben?

Essen

Die Kehrseite
ABEND

Frank
Frei&

Abgehakt

 Pack verträgt sich …

denn dann wiederum tanzt man gemeinsam in der 
Groko und koaliert so vor sich hin.

An einen politischen Dichter

von Heinrich Heine (1797 – 1856)

Du singst, wie einst Tyrtäus sang,
Von Heldenmut beseelet,

Doch hast du schlecht dein Publikum
Und deine Zeit gewählet.

Beifällig horchen sie dir zwar,
Und loben, schier begeistert:
Wie edel dein Gedankenflug,
Wie du die Form bemeistert.

Sie pflegen auch beim Glase Wein
Ein Vivat dir zu bringen

Und manchen Schlachtgesang von dir
Lautbrüllend nachzusingen.

Der Knecht singt gern ein Freiheitslied
Des Abends in der Schenke:

Das fördert die Verdauungskraft,
Und würzet die Getränke.

Hauptstadt für ALLES
Essen bewirbt sich als „Stadt der Muttermilch“ und als „Zockerhauptstadt“

R
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e Finde das neunbuchstabige Wort

Aus den neun Buchstaben lassen sich viele Wörter bilden. Ge-
sucht werden Wörter ab 4 Buchstaben. Möglich sind Wörter 
der deutschen Sprache in ihrer Grundform, Vornamen jeder 
Herkunft, Nachnamen von Personen des öffentlichen Lebens in 
Vergangenheit und Gegenwart sowie im Alltag gebräuchliche Ab-
kürzungen. Der Buchstabe in der Mitte muss immer dabei sein. 

Wir verlosen zweimal „Popschutz“, das aktuelle Album von Stefan Stoppok. 
Der 1. Preis wird unter denen verlost, die das neunbuchstabige Wort heraus-
finden, der 2. Preis unter denen, die über 250 Punkte erzielen. Alle haben 
also zwei Chancen!

Lösungen bitte per Post oder E-Mail an: Essener Morgen, DIE LINKE. Essen, 
Heinz-Renner-Haus, Severinstr. 1, 45127 Essen, essener-morgen@dielinke-
essen.de. Einsendeschluss ist der 20. Juni 2014. Einsendungen von Angehö-
rigen der Redaktion und mündliche Überlieferungen können nicht entgegen 
genommen werden. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. Viel Spaß beim Ra-
ten! 

„Da ist gerade ne ’neue Ausschreibung 
reingekommen, Chef!“ Der Referent we-
delte mit den Händen, in denen er einige 
Papiere hielt.
„Was denn, Kultur, Medizin, Sport …?“ Der 
Dezernent blickte interessiert von seinen 
Akten auf.
„Nein, es geht eher um den Verkehr …“
„Kleinschmidt, ich muss doch sehr bitten! 
Essen als Puffhauptstadt Europas …!“
„Nein, nein!“ beruhigte der Referent. 
„Nicht den Verkehr. Ich meine den Stra-
ßenverkehr!“
„Warum sagen Sie das nicht gleich?“ Der 
Dezernent setzte sich wieder. „Also, wor-
um geht es?“
„Es geht um die Verampelung der Stadt. 
Die Stadt mit den wenigsten unverampel-
ten Kreuzungen gewinnt.“
„Das klingt interessant, da können wir si-
cher mithalten!“
„Unbedingt. Außerdem gibt es noch den 
Sonderpreis für die beste rote Welle: Wer 
es schafft, den fließenden Verkehr mög-
lichst häufig durch – ich zitiere: besonders 
hinterhältiges Umspringen von Grün auf 
Rot im letzten Moment, vordringlich auf 
durchgehenden Hauptverkehrsstraßen, 
Zitat Ende – zu unterbrechen, kriegt das 
goldene Bremspedal!“
„Ja, gar nicht schlecht. Lässt sich dann 
ja auch gut mit unserer Bewerbung für 
die Grüne Hauptstadt Europas verbinden! 
,Sieh nicht Rot – geh zu Fuß!‘ oder so.“
„Genial, Chef! Zwei Fliegen mit einer Klap-
pe!“
„Was gibt es für Zuschüsse?“
Der Referent blätterte wieder in seinen Pa-
pieren. „Hm, ja, ist nicht ganz so lukrativ, 
wir kriegen da lediglich Putzlappen, um die 

Linsen und Glasteile sauber zu halten.“
„Naja, Kleinvieh macht auch Mist, der 
Kämmerer freut sich über jeden Euro!“
„Hm, aber eines wird Ihnen nicht gefallen, 
Chef!“
„Raus damit“
„Wir müssten dann doch einen Zusatz zum 
Städtenamen führen – Ampelhausen.“
„Kleinschmidt, sind Sie des Teufels? Am-
pelhausen! Wir machen ja schon so ziem-
lich alles mit, aber das …“
Betrübt durchwühlte der Referent seine 
Papiere. „Wir haben ja noch andere Haupt-
stadttitel“, freute er sich dann. „Blumen-

hauptstadt, Hauptstadt des Marienkäfers, 
Regenwurm-City, Betonhaupt, City-of-Mar-
melade, Stadt des Bieres, des Schnapses, 
der Buttermilch …“
„Muttermilch?“
„Nein: B wie Buttermilch!“
„Ich weiß nicht … das ist selbst für Essen 
etwas schräg!“
„Aber da gibt es erhebliche Zuschüsse!“
„Interessant! Lassen Sie hören!“
„Pro Milchkuh auf dem Dorfweiher …“
„Kleinschmidt!“
„Ah, sorry, Chef, ich weiß: Wir haben kei-
nen Dorfweiher.“

„Richtig. Obwohl. Wir haben ja auch keine 
Kultur und wurden trotzdem Kulturhaupt-
stadt. Oder das mit der Designhauptstadt 
… Sehen Sie hier irgendwo Design?“
„Nein.“
„Sehen Sie! Gibt’s in ganz Essen nicht! 
Und auch für Olympia haben wir uns be-
worben, bzw. über Düsseldorf bewerben 
lassen, obwohl wir den Sport abschaffen. 
Zumindest den Breitensport. Also wenn 
ich’s mir recht überlege, könnten wir auch 
die Sache mit dem Dorfweiher irgendwie 
hinkriegen. Bevor wir uns gar nicht bewer-
ben …“
„Ist vielleicht gar nicht nötig, Chef. Hier 
hab ich was, Chef– das ist es!“ Trium-
phierend hielt der Referent ein Blatt in die 
Höhe.
„Kommen Sie mir bloß nicht wieder mit 
Ampelhausen!“
„Nein, diesmal hat es was mit … äh …“ der 
Referent wühlte durch seine Unterlagen, 
„mit Glücksspiel zu tun. Es geht um das 
Las Vegas des Westens.“
„Gibt’s auch eins im Osten? Ha-ha!“
„Der Westen Deutschlands.“
„So schlau bin ich auch, Kleinschmidt. 
Aber wieso Las Vegas?“
„Da geht es eben um Glücksspiel. Die 
Zockerhauptstadt Deutschlands! Und ich 
dachte …“
„Sie dachten?“
„Ich dachte, im Glücksspiel haben wir doch 
einige Erfahrung. Zuerst das Crossborder-
Leasing, jetzt die Sache mit den Schweizer 
…“
„Sofort Ruhe!“ donnerte der Dezernent. 
„Ich kenne keine Schweizer, Sie ken-
nen keine Schweizer, niemand kennt die 
Schweizer!“ (M.Steinmann)

✔

E
M
S

B
E
U

I
L
A

Foto: ©Rainer Sturm, pixelio.de

Pack schlägt sich …

denn es gibt Politiker, die sich im Wahlkampf aufs heftigste
bekämpfen, weil sie beide OB werden wollen.

gehen macht immer Freude. Und 
zum Kindergeburtstag ist so ein zünftiges 
Piratenessen eine Wucht. Das jedenfalls 
kommt raus, wenn man im Internet „Pira-
ten Essen“ eingibt. Spaß beiseite: gleich 
der zweite Link ist der richtige. Da erfah-
ren wir, dass die Piraten sich nicht an der 
OB-Wahl beteiligen, obwohl Essen doch 
„besser werden“ muss. Sie wollen mit der 
Neuwahl ein „Update“ für das Amt verbin-
den, das ist der Neusprech für etwas ganz 
irre Neues. Was das ist und wie das geht, 
wo Kufen und Paß das Rennen wohl unter 
sich ausmachen, wird nicht verraten.

Rausgeworfen

wurde kürzlich die AfD aus den Wer-
dener „Domstuben“. Wirt und Beschäftigte 
hatten rassistische Bemerkungen kriti-
siert. Die AfD vermutet den Grund eher im 
„Druck“ der dort ebenfalls tagenden de-
mokratischen Kräfte. Was Zivilcourage im 
Kleinen doch bewirkt!

Abgegangen

sind der AfD derweil alle Ratsmitglie-
der. Zunächst nannte Rechtsaußen Menno 
Aden sie eine „Chaostruppe“, dann ver-
glich Marco Trauten die Antifa mit der  
NSDAP, um noch mit Veruntreuungsvor-
würfen überzogen zu werden. Derweil 
wählte der Kreisverband einen neuen Vor-
stand aus strammen Pegida-Anhängern 
und ehemaligen REP-Funktionären. Dieser 
„Rechtsruck“ war auch für Jochen Backes 
zuviel, und das letzte Ratsmitglied warf 
das Parteibuch hin. Ihre Sitze haben sie 
natürlich alle behalten …

Fremdschämen

durften sich die Grünen, nachdem 
ihr langjähriges Ratsmitglied Elisabeth van 
Heesch-Orgass ausgetreten war und sich 
zusammen mit den Ex-AfD’lern Aden und 
Trauten zur BAL-Fraktion verbandelte. 
Doch Aden war schneller wieder weg, als 
man sich im Stadtrat nach ihm umsehen 
konnte. Jetzt müssen wir uns Erklärungen 
der neuen BAL-Ratsgruppe anhören, in der 
der Rechte Marco Trauten sich schärfstens 
von linkem und rechtem Extremismus dis-
tanziert. Das Fremdschämen geht weiter.

Herzlichen Glückwunsch an Emin Araz, er gewann beim letzten 
Rätsel das Buch von Werner Ruf über den Islam mit dem Lö-
sungswort „Fahrscheine“.


